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ControUi ............ _ ..... 
Förderprogramm 

Beratungsstellen für Straffällige 
und deren Bezugspersonen 

für das Jahr 2015 



aus 
herausgenommen werden. Seit dem Jahr weitere Beratungsstelle in 

sowie auf Hilfen zur VermeidungNerkürzung von 
von das Haushaltsjahr 5 

von insgesamt 862.000,00 € zur 

Strafentlassene, die Bewährungs-

zu vom 

Initiative und bei Einverständnis Probanden) 
Hilfen zur VermeidungNerkürzung von Untersuchungshaft und von Ersatzfrei­
heitsstrafe. 

Die Arbeitsfelder der Beratungsstellen umfassen: 
- Absicherung der Existenzgrundlage 

Beratung in Justizvollzugsanstalten 
psychosoziale Beratung/Betreuungrrherapie/Entwicklung/Förderung neuer 



einem ~"-''''''L'''U' 

Mit diesem Straffällige und deren Bezugspersonen 
Landesregierung dieses Programm gesellschaftspolitisch wünschenswert. 

Es umfasst im weitesten Sinne alle Beratungsfragen in den wichtigsten Lebensberei­
chen. 

.... .... ,J ... &.. selbst gibt es nicht. 
wären eine Finanzierung durch jeweiligen Sozialhilfeträger (Leistungen 
§§ 67 ff. 8GB XII) oder die freien Träger der Beratungsstellen bzw. eine gemeinsame 
Finanzierung durch öffentliche und freie Träger. 

Entscheidung über die Strategie: 

Im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten wurden in Nordrhein-Westfalen 2015 - wie 
dargestellt - insgesamt acht Beratungsstellen mit 862.000,00 € gefördert. Die ein­
schlägigen haushaltsrechtlichen Vergabekriterien (§§ 23, LHO) sind Bestandteil 
der jährlichen Zuwendungsbescheide. Übrigen sind die Vorgaben anliegen-



1I.4=1f"l'llrT angepasst worden. 
durch die beigefügten Bewirtschaftungsgrundsätze C!!f"lnP>r-nP>'C!tP>!IT 

Die 2008 orientiert 
Fallkostenpauschale von 
Verfahrensweise 

gesellschaftlichen 
der gewährten Hilfen 

leistungen auch ihrer Art nach. Im Zuwendungsjahr 2015 sind insgesamt 
Personen, Haftentlassene und von Haft bedrohte Personen mit 73.567 

tungsmaßnahmen, davon 763 
von dem Programm erfasst worden. 

Den jährlich vorzulegenden Tätigkeitsberichten vIferden, dass das 
Förderprogramm hilfreich im Sinne der Zielerreichung ist. Weitergehende Erkennt­
nisse liegen nicht vor. 

Die Wirtschaftlichkeit des Mitteleinsatzes (Rückfallquote, Entlastung der Justiz 'und 
des Strafvollzuges) wäre nur mit einem erheblichen finanziellen Aufwand (etwa durch 
Begleitforschung, Controllingmaßnahmen vor messbar. 



Name der Einrichtung: Straffälligenhilfe Aachon gGmbh 

---
HoffmeisterTabelle bei Zugang 

Za.h! geleisteter Betreuungsschwerpunkte (Mehrfachnennung möglich) 

Art der betreuten Personen nach d Zahl der betreuten P Nach Art der Beratungs- und Leis\ungsschwerpunkte (Mehrfachnennung möglich) 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 . 

ohne 4 0 0 0 0 0 0 o 2,33 0 0,67 0 0 0 0 0.67 4 

Inhaftierte 66 1 0 0 1 0.667 8,33 1,33 18,3 0 0 0 3 1.67 0 11,7 16 

26 0 o 0,67 I) o 1,33 0,33 13,3 0 o 1,67 0 () 0 2 6,67 
.~ 

30 0 0 0 2 0 () 0.33 1,33 0 1,67 0,33 0 5 0,33 0,33 '1,67 --- -
Insgesam! 126 o 0,67 3 0,667 :2 35,:1 o 2,33 2 3 6,67 0,33 14,7 34,3 

I\iientenstattts' 

AnmerKungen: 

Es gilt Wr den !\lienlenstatus der Stiehl ag 31, i 2. 

Das bedeutet, es wird der Stalu;; gewählt. den der Betreffende beim !elzten Beratungskontakt des 8erichtsjahrer. hatte. 

Im Lels\ungshatalog warden die gesamten leistungen in ihrer lahl \ll1d Art crla"SL Die Ziffern bedeuten: 

1 Hilfen ;wr Erlangung vorzeitiger Entlassung 

(Reststrare 2/3, Halbstrafe, U·Haft. Ersatzfreiheitsslrafe) 

2 Haftvermeidung (U-Haft, Ersalzfreiheitsstrafe) 

3 "Me im Zugang zur Rech!sberatung 

4 Hilfe im Kontakli!<oopemltorl mit JusHzbehörde/Fachdlenst~m d. Justiz 

5 Aufklärung/Klänmg ausländerspezifisdlt:ll' Frauen 

6 Training von Alitngsl,ompetünzen 
7 HUfen zum Wohnraumerhalt 

8 Hilfen :wr Wohnraumbeschaffung 

9 Motivation zu/Eingliederung in ArboilJAusbildUll!) 

10 Hilfen zu Regulierung der VmschuldLH19ssituation 

11 HIlfen im Kontakt zu/Kooperation mit Behörden 

(insbesondere zurAbsicherung der Exlslcnzgrundlage) 

iZ8eralung :o:ur BeWältigung von psychosozialen Problemen/Krisen 

13 Bearbeitung \fon Beziehungsfr;;lgenf-plOblernen 

~ 4 Bearbeitung \fon Erziehungsirageni-problcmen 

15 Motivation vonNermittiung in Suchtberatung 

16 Kooperation mit anderen FaclldicnslcnfBeratungssteHen IEtn1ichtungen (Vernetzling der Dienstleistungen) 

17 Beratung bei Freizeit- lind KontaktgeslaHung 

18 Beratung von H<lflllrlaubern 

20 Spezialangebote: 

--

1} !8 20 

~- i..----
0 0 0 

0 0 () 

0 0 0 

0 om 0 

o 0,67 0 

VE 



2015 

, ;\rt der betreuten • Zahl der Zahl U,",' !f.lunkte Uv'iCI If<;:! .... , 11C'IIIfUI'!:j möglich) 
Personen nach deren Status betreuten insge- nach Art der .'" und Lei,,,U1'l:I"" .... , , ..... , vunkte 

(Klientengruppen) Personen 1 ~ 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 ! 14 15 
, insgesamt 508 12101 307 63 101 203 72 349 41 410 230 342 368 449 278 ! 48 391 
1 . Straffällige ohne Inhaftierung 62 1897 63 13 12 3 13 34 3 81 17 275 131 I 20 46 
2. Inhaftierte I 259 2638 1285 , 65 147 17 129 '10 22 8 17 284 
3 'a""",,,,,,,,,;:,,,,,t<~ 166 7464 22 22 42 32 336 410 227 1114 341 152 133 121 61 
4 I -"- .. ?1.,-102 '1 2 20 7 18 6 I 

1. Klientenstatus: 
Es gilt für den Klientenstatus der Stichtag 31.12, 
Das bedeutet. es wird der Status gewählt, den der Betreffende am letzten 'MmUAI''If-::,wt des Berichtsjahres hatte. 

Im mQskatalog werden die gesamten in ihrer Zahl und Art erfasst 

Die Ziffern bedeuten: 
1. Hilfen zur Erlangung vorzeitiger Entlassung (Heststrafe 2/3, Halbstrafe, U-Haft, Ersatzfreiheitsstrafe) 
2. Haftvermeidung (U-Haft, Ersatzfreiheitsstrafe) 
3. Hilfe im Zugang zur Rechtsberatung 

Hilfe im Kontal\t/Kooperation mit Justizbehörden/Fachdiensten der Justiz 
5. Aufklärung/Klärung ausländerspezifischer Fragen 
6. Training von Alltagskompetenzen 
7. Hilfen zum Wohnraumerhalt 
8. Hilfen zur Wohnraumbeschaffung 
9. Motivation zu/Eingliederung in Arbeit/Ausbildung 
10, Hilfen zur Regulierung der Verschuldungssituation 

1. Hilfen im Kontakt zu/Kooperation mit Behörden (insbesondere zur Absicherung der Existenzgrundlage) 
.\ 2. Beratung zur Bewältigung von psycho-sozialen ProblemeniKrisen 
13, Bearbeitung von Beziehungsfragen/-prob!emen 
'14. Bearbeitung von Erziehungsfragen/-problemen 
'15. Motivation zuNermittlung in Suchtbehandlung 
16. mit anderen FachdienstenJBeratungssteHen/Eimichtung (Vernetzung der Dienstleistungen) 
'l7. bei Freizeit- und Kontaktgestaltung 
18. Beratung von Hafturlaubern 
19. Vermittlung in Spezialangebote und Fachdienste 
20. SDezialanaebote 

dieser Rubrik sollen eigene Spezialangebote benannt werden wie 2.B, Schuldnerberatung, eigene 
Urlauberzimmer, Therapieangebote usw. (Tabelle 3) 

16 
206 

38 
42 
118 

8 

17 1<3 1 20 
102 122 8 7930 

3: J1Jt5 
J 101 151 j 

102 21 4: 526 

-"- - j ~q 



,.....-'--
Art der betreuten Personen nach Zehlder Zahl geleisteter Beratungsschwerpunkte (Mehrfachnennungen möglich 

betreuten Nach Art der BeratunQs- und LeistunQsschwerpunkte deren Status (Kllenlengruppe) 
Personen insgesamt 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 I 16 17 18 119TT' 

Insgesamt I 984 I 11'1 75 500 988 46B 364 298 312 222 725 950 Z080 2267 164 207 1397 589 48 1323 
i (siehe 3.) 12092 I 

1, Straffälligen ohne Inhaftierung 56 1130 7 49 123 51 112 31 49 34 31 153'''' ''215' ' TI 24 12 28' 57 22 o ! 62 
! 

2 Itlllditu::H\t::: 740 7976 103 2 274 735 213 1295 181 159 '146 247 469 1670 1627 101 98 876 539 46 i95 

3. 88 1117 12 15 43 ! 22 90 36 2 119 41 206 '110 1141 '37"--' 12 61 85 . 28 .0 57 

! 4. Bezugspersonen! Angehörige 100 1869 2. 9 GO 180 53 2. i 66 0 
1

4 119 156 192 579 39 20 379 0 0 9 

1. I<lIentenstatus: 
Es gilt für den !<lientenstatus der Stichtag 31.12. 
Das bedeutet, es wird der Status gewählt, den der Betreffende beim letzten Beratungskontakt des Berichtsjahres hatte, 

2. Im leistungskatalog werden die gesamten Leistungen in ihrer Zahl und Art erfasst 
3. Die Beratungsstellen in Bielefeld erhalten neben der Förderung durch das Justizministerium kommunale Mittel und halten einen hohen EigenmittelanteH 

vor 
Die Ziffern bedeuten: 

1. Hilfen zur Erlangung vorzeitiger Entlassung (Reststrafe 2/3, Halbstrafe. V-Haft, Ersatzfreiheitsstrafen) 
2. Haftverrneidung (U-Haft, Ersalzfrelheitsstrafe) 
3. Hilfe im Zugang zur Rechtsberatung 

Hilfe im Kontakt/Kooperation mit Justizbehörden/Fachdiensten der Justiz 
5. Aufklärung/Klärung ausländerspezifischer Fragen 
6. Training von Al!tagskompetenzen 

Hilfen zum Wohnraumerha!t 
8. Hilfen zur Wohnraum beschaffung 
9, Motivation zu/Eingliederung in Arbeit/Ausbildung 
10. Hilfen zur Regelung der Verschuldungssituation 
'11. Hilfen im Kontakt zu/Kooperation mit Behörden (insbesondere zur Absicherung der Existenzgrundlagen) 
12, Beratung zur Bewältigung von psycho~sozjalen Problemen/Krisen 
13, Bearbeitung von BeziehungsfragenJ-problemen 
'i4. Bearbeitung von Erziehungsfragen/*problemen 
15, Motivation zU/Vermittlung in Suchtbehandlung 
16. Kooperation mit anderen Fachdiensten/Beratungsslellen/Elnrich!ungen (Vernetzung der Dienstleistungen) 
17, Beratung bei Freizeit- und Kontaktgestaltung 
18. Beratung von Hafturlaub 
19. Vermittlung in Spezialangebote und Fachdienste 
20. Spezia!angebote' 

* In dieser Rubrik sollen eigene Spezialangebote benannt werden wie z,8. Schuldnerberatung, eigene Übergangswohnungeo, Urlauberzirnmer. 
Therapieangebote usw. 

I 

I 



für Straffälli{fe und deren Angehörige StarfS4 Berichtsjahr 2015 
Personen Zahl der betreuten 

nach deren Status Personen rnsges. 
(Klientengruppen) nach deren 1 .2 :3 4 5 S 7 a 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 

Status sm 31.12. 
insgesamt 565'" 60S1" 171 16 74 1013 40 365 55 1023 189 222 703 659 123 126 134 360 753 1 60 586 
,. Straffällige ohne Inhaftierung 10 87 0 5 5 10 0 :2 6 3 1 10 1Q 16 1 1 1 8 8 0 0 0 -2. Inhaftierte 2.08· 3221 167 2 36 794 26 54 1 674 27 56 225 288 69 82 99 171 405 0 45 330 
3. Haftenl/assene 12.'( 2443 3 9 23 167 9 302 46 332 140 141 454 225 36 38 32 169 305 0 12 88 

BezugspersonenfAngehorige 225' 315 1 0 10 42 5 7 .2 14 1 15 14 130 17 5 :2 12 35 1 3 11?,8 

Ktientenstatus: Es gilt für den Klientenstatus der Stichtag 31.12. 

Das bedeutet, es wird der Status gewählt, den der Btltreffende beim letzten Beratungskontakt des Berichtsjahres hatte. 
Anmerkungen; Die Anzahl der Hilfeelnhelten sind direktE! Leistungen ohne VerwaltungsanteIl, Fahrttelten, Recherchearbeiten sie. und beziehen sich ausschließlich auf 

Klienten In Einzelberatung. Die Gruppel1angebote (Ziffer 20) sind hIer daher nicht erfasst 334 Personen aber EInzeIberatung, 231 Personen aber Gruppeman!'Jebofe 

KlientengrupPfJ Inhaftierte 63 Personen üoorGruppenangeboie (ohne tEinze/beratung) / AngeMdge: 168 Personen Obf!f InfoTische 

Im Leistungskalalog warden die gesamten leistungen in ihrer Zahl und Art erfasst Die Ziffern bedeuten: 
1 Hilfen zur Erlangung vorzeitiger Entlassung 
2 Haftverme!dung (U~Haft, Ersatzfreilleitsstrafe) 

3 Hilfe im Zugang zur Rechtsberatung 
4 Hilfe im Kontakt/Kooperation mit Justizbehötde/Fachdiensten d. Justiz 

5 Aufklärung/Klärung auslSnderspezifischsr Fragen 

6 Training von Alllagskompetenzen 

7 Hilfen zum Wohnraumerhalt 

8 Hilfen zur Wohnraumbeschaffung 

9 Motivation zu/Eingliederung in ArbeitJAusbildung 

10 Hilfen zu Regulierung der Verschuldungssiruation 
11 Hilfen im Kontakt zulKooperaUon mit Behörden (insbesondere zurAbslCherung der Exislenzgrurn:flage) 
12 Beratung zur Bewältigung voo psychosoziah,m Problemen/Krisen 

13 Bearbeitung von Beziehungsfragenf~problemet1 

14 6earoeitung von Erziehungsfragen/-problernen 

15 Motivation vonNermlttlung in Suchtberatung 

16 Kooperation mit anderen Fachdlensten/Beratungsstelieo IEimichtungen (Vemetzung der Dienstleistungen) 

17 Beratung bei Freizeit- und Kontaktgestaltung 

18 Beratung von Hafturlaubern 
19 Vermittlung in Spezia!angebote und Fachdlenste 

20 Spez.iafangebote: InfoGruppen JVA Wer!. JVA Bocnum. JVA GelsenkirChen; Entlassungsvorbereitungsgruppe JVA Essen 

Gruppe Schuldnerberatung "Geld im Griff"; Freizeitgruppe "Schmackes"; InfoTIsch fUr Angehörige 



1. Hilfen zur Erlangung vorzeitiger Entlassung 

2. Haftvermeidung (ErsatzJreiheitsstrafe} 

3. Hilfen im Zugang zur Rechtsberatung 

4. Hilfen im Kontakt/Kooperation mit Justizbehörden 

5. Aufklärung/Klärung aus!änderspezifischer Fragen 

6. Training von Alltagskompetenzen 

7. Hilfen zum Wohnraumerhalt 

8. Hilfen zur Wohnraumbeschaffung 

9. Motivation zur Eingliederung in Beruf/Arbeit/Ausbildung 

10. Schuldnerhilfen/Schuldenregulierung 

11. Hilfen in Kontakt/Kooperation mit Behörden, insbesondere zur Absicherung der Existenz-

grundlage 

12. Beratung zur Bewältigung von psychosozialen Problemen/Kriseninterventfon 

13. Bearbeitung von Beziehungsfragen!-problemen/Paartherapie 

14. Bearbeitung von Erziehungsfragen/"problcmen 

15. Motivation zur Vermittlung in $uchtberatung 

16. Kooperation mit Anderen/Vermittlung an Fachdienste/Beratungsstellen/ Einrichtungen! 

Vernetzung 

17. Beratung bei Freizeit und Kontaktgestaltung 

18. Hafturlaub 

19. Vermittlung in Spezlalangebote 

20, Spezialangebote/Übergangswohnung 

9 



Zahl der Zahl gelE.listElterBeratw'JQs.schwelpunrkte 
betreuten 

563 
62 

147 

.... ~~~~~~~~~~~~~_l ___ ~_~ .. L~_ .. ___ ~,~~_~L_~~L~~l~~=~[J~~~~~~~~~~~~ ...... ~1~~.~~ 
Ziffern üedeuten: 
Ni/fen f)ei eier Erfangung vorzeitiger Entlassung (Reststrafe 2/3, Nalbstrafe, U-Haft, Ersatzfreiheitsstrafe) 
Haftvermeidung (V-Haft, Ersatzfreiheitsstrafe) 

3. im Zugang zur Rechtsberatung 
im Kontakt/Kooperation mit Justizbel?ördenlFachdiensten der Justiz) 

5. Aufklärung/Klärung ausländerspezifiscl7er Fragen 
Training in Alltagskompetenzen 

7. Hilfen zum Wohnraumert1aft 
Hilfen zur Wohnraumbeschaffung 

9. tv1oiivation zu/Eingliederung in Arbeit/Ausbildung 
'[ O. Hi/fen zur F~egL1lierung der VerschuJdungssituation 

Ni/fen im Korda/{( zu/Kooperation mit Behörden (insbesondere zur Absicherung der Existenzgrundlage) 
Beratung zur Bewältigung von psycflo-sozialen Problemen/Krisen 
Bearbeitung von Beziehungsfragen/-probfemen 
Be,arbeitluJq von Erziehungsfragen-problemen 

A1otivatioi1 zuNermittfung in Suchtbehandlung 
16. Kooperation mit anderen Fachdiensten/Beratungsstellen/Einrichtung (Vemetzung der Dienstleistungen) 
'i 7. Beratung bei Freizeit- und Kontaktgestaltung 

Beratung von Hafturleubem 
Vermittlung in Spezie/angebote und Fachdienste 
Spezie/angebote 

')1 
.;.,1 



2015 

I Art der betreuten Personen lahlder "al. 

. nach deren Status betreuten Insgesamt 

(KlientengruPP!H1 ) Personen ,) :2 

insgesamt 506 12.520 977 6551 
1 . StraffalliQe 011ne lr:haI!H'lnJl1g 25 897 {) 166' 

12.lr1l1öftlerte 3141 4.862 977 1441 

~'t Haflentisssene 47 3903 (} 3451 

~\ls;per.s()nen!Angehorlge L- 1~!l 1:851l~ oi 

1. Klientenslatus: 
Es gilt für den Klientens!atus der $t;Cl1tag 31.12. 

im Leistungskalalog werden die gesamten Leistungen il1 

Die Ziffern tedeHten 

Erlangung vOfleitiger Entlassung (Res!sslrafe 2i3, Halbstrafc,< 

Haftvermeidllng (u-Hall, Ersatzfreitleitsstrafej 

HHfe 1rt1 Zugang zur Rechtsberatung 
4. Hiffe im Kont3kt!Kooperation mit Juslizbehörden!FacMiensten diJr Justiz 
:5 Aufklärung/Klärung auslantlerspe;:iflsCher Fragen 

6. Training von AHtagsKompetenzen 
7. Hilfen zum Wohnraumerhalt 

8. Hi!fen zur WOhilfalJmbeschaffung 

9 Motivation zu!Eingfiederung in ArbeilfAUSOlldullg 

10 Hilfen zur Regulierung der Verschuldungssiluation 

nach Art .... " 
,,. 

11 4 5 6 

75 991 71 73 
S li~ :d :3 

44 833 31 :3 
16 56 21 56 

7 88 01 g 

Ersatztrelheilsstrafe) 

11. !'Elfen im Kontakt zutKoopemtion mit Behörden (insbesondere zur Absichenmg der Exisienzgrundlage) 

12. Benlttmg zur Bewalligung von psychosozialen Problemen/Krisen 

13. Beareitung \Ion Beziehungsfragen!·problemen 

14 Bearbeitung VOll Erziehunglragen/,prOblemen 
j 5 Motivation zuNermlttiung in Sucht behandlung 

7 

204 

60 
31 

99 
14 

15. Kooperation mit anderen FachdiensleniBef81ungssleHeniEinricilk;ngen (vemetzu::g der Diemltleislllllge'n) 

Beratung bei Freizeit- und Kontaklges!aitung 

Beratung von H,lflilrfa\l!;>ern 

Vermittlung Ir) Speziafanglilbote und fllc!1diensle 

20. Spelialangebote' 

I möglich) 

8 9 10 11 12 

1209 490 1561 80811216 
14 76 133 l:181 3 

699 l1{J 85 1851 53 

488 298 1247 345! 60 

S .....i~ .. _.!.§9.!1iOO 

'ffl diiif,"t RvDriK soilen eigonfl SpClialafl\1e!Jole benannt worden W,,, l ß $ctluldfleltleflil'til1n, (!N[meÜllergi!lngslt;C~'nungt;n, Ufl:llJbtlrzirnmllr. 

13 14 15 16 17 18 19 20 

46 12 223 432 4 33 418 30SS 

1 () 47 88 () (} 9i1 91 

<\ 1 77 155 1 33 175 1235 
7 3 99 147 :3 0 99 533 

34 8 {) 32 0 () 45 ~227 



L 

2015 
Enftv~rmeid!.lni') 

Zahl geLeisteter Ber.ott'lmgs5cnWerpul1kte (1.\:Iehrfacl:mermungen möglich) 

fllH.'h Art der r:l,;:~r:Ullr:i!5- und L"istU!lgssdnr'~r'llunkt~ 

") ., 7 

488 47 124i 103 200 85 522 351 422 4{)O 2722 835 9D 

25 743 32 63 &6 

75 274 87 

16 225 198 201 312 

198 18 13 53 162 37 

19 

115 i 22 20 122 

295 

16 III 



~::. .f~ . 
!lft,",1 "~""»e;' ,.> t l><'~U"'>'''' 

t!'mi.,kt 

'J 

S ,J ,11 ,11, ~~ .. 
'u" .... 

1. Hilfen zur vor.wHig<;r Entlassung 
(Reststmfc 2/3, ,~ .. J' U';Haft, Ersatzfreihcitsstrafc 

2. • (U~Haft, Ersatzfreihdtsstmic) .. ~-

3. HilJe im Zugang zur Rcchtsheratttilg 47 -
4. Hilfe im J( .·,1. 'IV mit lustizbeMrden/Fachdiei1sten der Justiz 1241 

5. Autldänmg/K1Hnmg ausländerspezifischer Fmgen 103 .. 
6. Training von AUtagskoUl))ctcnzen 200 

- . ----
7. Hilfi::u zum Wohnraumerhait 85 

» -- ----._-
Billen zur WohnrmunhcschatTung 

.. _--_ . 
t ... 1otivatiol1 

. ,~. 

.<;, in ArbeitlAusbildung 351 w 

Hilfen zur Regulierung der Verschutdungssituation 420 

11. Hilf Oll im Kontakt zur/Kooperation mit Behörden 400 
:t.ur . . der r' 

Beratung "'"",;"" ",,,, •• ,,1. 1'"11:('>1 2722 " v I.'~j ~"V'>V""H,,, •• 

TI ... 
p 

'D . ,. 
~ von .. , .. 

90 '" .~ 

" zur Suchtberatung 

K .. mit anderen y. 
, . ,~ ,,-,," ., 

I 800 (H .• . der _.-1-----. 
17. Beratung bei Freizci{~ und KOllltlklgcstaItuug 22 

""""""-
l&. Bcm\ung von Hafturhmbem 20 
19. .~ in" Fl\cll{tiem;\~ \:W 
c. --I--'-~-~-.. .1\. 

'n . 
Wohnmnm~1 .•.• " I""'" 

._--~ .. -
'-' "0 .. .., von Habe in die 28 

A -
v 450 
-~-~-'--"'-"""""--'''''''''<'''_N~'·'''''··#''''~'''· _____ -''''_~_8'' __ ~· ~"''''~''.''' 

23, Besuche in andere!l JV A en f Kliniken 56 -
24. Hilfe bei Kontakt zu Familien I Freunden 

'---~---.- ---25. Vermittlung von Hafturlaub 15 
26. Pnkete 

VCl1niUhmg VOll EhrcnamUichcll 

28. Begleitung Eiuzc!wohnen 



29. Begleitung von Hafturlaubern 

30. Hilfcn 
~. 

U~Haft 
u v 

3l. Hilft;1I zur Eingliederung w~ihrcnd Stmfhaft 4 

32. '\fl'nnill hn1t> illm~rh.alb der JV A v . ~ -
33. Unterstützung von arbeitsthcrnpeutischen MHßnahm.cll innerlmlb der JV A 

f-. 

34. Vcrwirkficlmng der FrcizcitgestflItung 12 
:...... 

35. Plastisches Arbeiten (körperl. q 

36. Fachliche - theoretische Schulung -
37. Hilfe zur~ der Fahrerlaubnis 

38. Verbesserung der Sozialprognose (Bewfihnmg, l<.üfl..cro FS) 150 
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1. 

1.1 

1 

Beratungsbedarf Straffällige 

zudecken, gewährt das 

nach Maßgabe VI ...... ·V'"'I 

zu § 

Antragsteller hat keinen Anspruch der 

Die Bewilligungsbehörde entscheidet vielmehr aufgrund ihres pflichtge-

mäßen Ermessens im Rahmen der Haushaltsmittel. 

trauenstatbestand wird durch die Bewilligung der 

kann, dass 

nicht geschaffen, weil 

Entwicklung der Haushaltslage 

von Zuv'Jendungen im Rahmen der 

wendungen deswegen ganz entfallen. Dieses Finanzierungsrisiko 

Zuwendungsnehmer, insbesondere bei Abschluss, Änderung oder 

längerung von Verträgen (z. B. für Mietobjekte oder für Personal), zu be­

rücksichtigen. 

1.3 Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass 

einzelner Zuwendungsnehmer § 17 



1 Möglichst umfassende Entlassenenhilfe für Personen, die ihre Strafe 

verbüßt haben und deren Bezugspersonen, in Absprache 

gen Einrichtungen, die solche Hilfen gewähren. 

den sonsti-

unter Bewährungs-/Führungsaufsicht stehende/voraussichtlich 

gestellte Personen deren Bezugspersonen nur 

ständnis und mit Zustimmung der 

fe/Führungsaufsichtsstelie. 

deren 

Bewährungshil-

Hilfen zur VermeidungNerkürzung von Untersuchungshaft oder 

freiheitsstrafe, in Absprache mit StaatsanwaltschaftiGerichtshilfe bzw. 

Sozialdienst im Justizvollzug sowie mit sonstigen 

Hilfen gewähren. 

Hilfen für inhaftierte und deren Bezugspersonen in 

zu vom Vollzug zu gewährenden Hilfen, mit Zustimmung des Sozial­

dienstes im Justizvollzug . 

3. Zuwendungsempfänger 

Der Kreis der Zuwendungsempfänger beschränkt sich auf 

- Arbeiterwohlfahrt Düsseldorf 

- Beratungsstellenverbund Bielefeld 

e. 

e. 



zusammen 

1 Die Zuwendung erfolgt als Zuschuss in Form der Projektförderung, 

zwar von € 

Zuwendung zu 

gewährt (bis zu 90 % Landesmittel, mindestens 10 0/0 

Antrag kann die Zuwendung ausnahmsweise die 

Fallkostenpauschale in Höhe von 278,00 € zu Grunde gelegt werden (bei 

der Chance e. V. in Gelsenkirchen), wenn die Erfüllung des Zwecks in 

dem notwendigen Umfang nur durch die Brutto-Pauschale gewährleistet 

ist. 

Förderungsfähig sind Personal- und Sachausgaben, 

Durchführung der unter 2. näher bezeichneten Projektmaßnahme 

notwendig sind. Eine Bagateilförderung kommt nicht in Betracht. 

Controlling angaben 

1 Die Zuwendungsempfänger haben jährlich jeweils zum 30. 

Tätigkeitsbericht mit konkreten Angaben zu 

1.1 der Qualifikation 

einen 



zum 

vor 

eine knappe Darlegung der fachlichen Gründe 

Hilfeangebot 

sonstige 

inhaftierte Personen, 

- zur 

zur 

(Zielerreichung) der 

oder Kosten-Wirksamkeits-Gesichtspunkten 

gleich mit Ergebnissen und 

anderer Einrichtungen, 

Effizienz entsprechender Hilfen 

5.2.4 eine Stellungnahme der örtlich/regional zuständigen/tätigen so­

zialen Dienste der Justiz, der kommunalen und der anderen 

Einrichtungen der Straffälligenhilfe zu 

Situation Leistungsstärke der Straftälligenhilfe insge-



1 Maßgeblich das Zuv/endungsverfahren sind §§ 

Landeshaushaltsordnung und die sie ergänzenden Verwaltungsvorschrif-

nebst Allgemeine Nebenbestimmungen zur 

jektförderu ng. 

BewilI ig u ngsbehörde 

dessen/deren "-",....."' .... '" 

Anträge Gewährung 

der/die Präsident-in des 

Zuwendungsempfänger 

Zuwendung zur Projektförderung 

ter Verwendung des eingeführten Antragsmusters schriftlich mit 

un-

chender Projektbeschreibung und einem Finanzierungsplan an die Bewil­

ligungsbehörde zu richten. 

dem UI"'I"' • .a.L ... 1-'tI"'· .... n""'\1'" 

scheid nach eingeführten Muster. 

Die Auszahlung der Zuwendung richtet sich nach 

Zuwend ungsbescheides. 
Regelungen 

6.5 Die Bewilligungsbehörde hat den Verwendungsnachweis nach dem ein­

geführten Muster zu verlangen. 

6.6 Für die Bewilligung! Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie 

den Nachweis und die Prüfung der Verwendung der Mittel und die 
erforderliche des Zuwendungsbescheides 

die zu § 





1 

2 

zu § I - Zuwendungen an 
nach der WG zu § 

(GV) - (WG)­
F örderrichtli n ien 

, ...... I"' ...... ,'"'n-:~TTII,'"'nc~ .... L''''',... .... ,.. ...... ''''''''''' • ." ... in der von freiwilligen, unentgeltlichen 

kann als fiktive Ausgabe in die Bemessungsgrundlage für Zuwendung an 
natürliche oder eine juristische Person einbezogen werden. 

3 

zu 

au-
11 -

nicht Erfüllung Verpflichtung aus einem Beschäftigungsverhältnis einer 
organschaftlichen Stellung bei der Zuwendungsempfängerin 
empfänger erbracht werden. 

4 
und Umfang, der Anerkennung 

Im Rahmen bürgerschaftlichen Engagements erbrachte Arbeitsleistungen können bei 
der Ermittlung der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben eines aus Justizmitteln ge­
förderten Vorhabens wie folgt Berücksichtigung finden: 
a) Pro geleisteter Arbeitsstunde pauschal mit 10 €. 
b) Arbeitsleistungen, die eine besondere , kann 
das 
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Hiermit bestätige ich 

für I das ....... "."'.:",,,.. I den 

in der Zeit von _________ - ...... __________ _ 

Std, ehrenamtlich gewesen zu sein, 

Unterschrift 
des ehrenamtlich Mitarbeitenden 





Controll i ng ... Bericht 
Förderprogramm 

Stärkung der ehrenamtlichen Straffälligenhilfe 
für das Jahr 2015 



dert. Die zuvor erfolgte Förderung 
fe (BAG-S) und des Diakonischen 

ausgelaufen. 

Ziel der Förderung ist es, die ehrenamtliche Arbeit in der gesamten Straffälligenhilfe 
durch Gewinnung und Motivation, fachliche Einführung, Begleitung und Unterstüt­
zung, Praxisanleitung und Supervision der ehrenamtlichen Kräfte zu stärken. das 
Haushaltsjahr 2015 standen für diesen 307.800,00 € zur Verfügung. 

Aus der Sicht der Straffälligenhilfe bestand bei Projektbeginn folgender Verbesse­
rungsbedarf: Verbesserung der Werbung, Fortbildungsangebote; 
Verstärkung der Einbindung und theoretische Fortbildung; häufigerer von 
Frauen zur Hilfe für Frauen nach Haftentlassung; Anerkennung für ehrenamtli­
che Arbeit, mehr Hilfe bei der Bewältigung der Probleme, mit denen ehrenamtliche 
Kräfte bei ihrer Arbeit konfrontiert werden; Erstellung eines Handbuchs für diejeni­
gen, die ehrenamtliche Kräfte gewinnen und begleiten sollen. 

in 

von Interessen 

fentlichkeit durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit 

- Werbung Interessierter für die ehrenamtliche Mitarbeit in der freien Straffälli­

genhilfe 

Einführung und Schulung interessierter Bürgerinnen und Bürger 

Begleitung, persönli-



men von 

von gemeinsamen Arbeitstagungen 

Kräften 

Erstellung von Informations- und Werbematerial für die Gewinnung ehrenamt­

licher Kräfte 

Erstellung von Schulungsmaterial für die ehrenamtliche Mitarbeit 

fälligenhilfe. 

Der Handlungsbedarf ist durch den Landtag bestimmt, er wird unter Nummer 2 der 
anliegenden Bewirtschaftungsgrundsätze beschrieben. Die ehrenamtliche Arbeit ist 
unverzichtbarer Bestandteil der Resozialisierung und damit ein bedeutender 
zur inneren Sicherheit. Ehrenamtliche Straffälligenhilfe ist gerade auch aus fiskali-
sehen Gründen "....rrr'7'rr~.iI"'>L"'> .. ·H .. I,II/~rr7' 

zu unterstützen. 

Status-quo-Prognose: 

Ohne die Durchführung des Programms wäre ein Rückgang der ehrenamtlichen Ar­
beit zu befürchten, durch den die erforderliche Straffälligenhilfe spürbar/deutlich be­
einträchtigt würde. 

Zieldefinition, Zielrangfolge und Zielkonkretisierung: 

Da sonstige freiwillige Unterstützungsangebote in zunehmendem Maße einge­
schränkt oder jedenfalls nicht ausgebaut werden, wird die ehrenamtliche Arbeit 

Erledigung der anstehenden Aufgaben immer wichtiger. Mit diesem Programm 
Ausbildungs­

und neue 



Ausgewogenheit 
Das Fördervolumen belief sich im Jahr 5 307.800,00 
haushaltsrechtlichen Vorschriften und anliegenden Bewirtschaftungsgrundsätze 
sind Bestandteil der Zuwendungsbescheide. Angemessenheit 
Förderbeträge bestimmt sich nach den jährlich einzureichenden Antragsunterlagen. 

Diese erfolgt über das Justizministerium, die Präsidentin des 
Düsseldorf und den Präsidenten des Oberlandesgerichts Köln im Benehmen 
örtlichen und überörtlichen Projektträgern sowie - als Koordinierungsstelle -
beitsgemeinschaft der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege des 

Das 1996 begonnene Förderprogramm v\lird durch Arbeitsgespräche mit den 
dungsnehmern begleitet. Die Umsetzung des Programms wird durch die anliegenden 
Bewirtschaftungsgrundsätze sichergestellt. 

Förderung ab 2008 an 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Für jede Betreuung wird ein Betrag von 400,00 € -
10 % Eigenbeteiligung zugrunde gelegt. Diese Verfahrensweise unterstützt 
tungsfinanzierte Betreuungsarbeit. 

Messung des Zielerreichungsgrades: 

Das Ziel, leistungsfähige Einrichtungen auf- und auszubauen, wird über einen zah­
lenmäßigen Nachweis abgeprüft. Dieser Nachweis dokumentiert alle Aktivitäten und 
weist zielorientierte Ergebnisse aus. Die Aktivitäten umfassen eine Vielzahl von 
Schulungen/Fortbildungsveranstaltungen, Werbeveranstaltungen unterschiedlichster 

und Beratungs-/Betreuungsmaßnahmen für ehrenamtliche Kräfte. Über-
über die einzelnen Maßnahmen und die davon erfassten Personen 



Mitteleinsatzes (Rückfallquote, Justiz 
des Strafvollzuges) wäre nur mit einem erheblichen finanziellen Aufwand (etwa durch 
Begleitforschung, Controllingmaßnahmen vor Ort) messbar. 

Zuwendungen werden nach Maßgabe der landesrechtlichen Haushaltsvorschrif-
ten vergeben. Der Mitteleinsatz bestimmt sich im Übrigen auch aus Vergleichbar-
keit der Zuwendungsempfänger. 



Anlage zum Sachbericht 2015 

Zuwendungsnehmer Diözesan-Caritasverband für das Erzbistum Köln e,V. 

Wie viele Ehrenamtliche wurden an, 31.12. des Jahres begleit€!t 

im Berichtsjahr ausgeschiedene EAis 
im Berichtsjahr gewonnene EA's 

Auswahl- und Beratun'gsgespräche 

Schulung neue EA '5 

Gruppenveranstaltungen 
Einzeltermine 

Qualifizlenmgsmaßnahmen 
Austau sch-/Reflexionstreffen 
Fachveranstaltungen 
Supervision 

47 

Veranstaltungen / Maßnahmen /Pressearllkel (einzclne) 
zur Werbung jÖffentlichkeitsarbeit 

Internetpräsenz ja 

vorhanden ja 

.. _----

Teilnehmende 

Teilnehmende 
Teilnehmende 

Teilnehmende 
Teilnehmende 
Teilnehmende 

'1)f1 

??.:; 

11 



lm,,,,,, .. L""'T",~{,,,h, .. ,,,, •• : Diakonie Rheinland 

\\:'11;; viele Ehrenamtliche wurden am 31.1:2. des Jahres bcgleitct 

im Berichtsjahr ausgeschiedene EA's 
im Berichtsjahr gewonnene EA's 

Auswahl# und Beratungsgespräche 

SchulU1H! neue EA's 

Einzeltermine 

Fachveranstaltungen 

zur Hf ",,·h·,1 n" 

ja 

vorhanden ja 

5 Fortbildunoen 

2 Fachtaclunoen 

2 SupervisionsQruppen 

Tci lnehrnende 

'reilne!u:nende 
Teilnehmende 

36 

Teilnehmende 
'ei1nehll1ende!~~--1 

Gemäß der zugrunde liegenden FaHpauschale sind bier lediglich 158 Ehrenamtliche in Anrechnung zu bringen. 
Vorrangig Aufgabe der regionalen Projekte. Sonst teil der Beratungsgespräche und der Qualifizierungsmaßnahmen. 



Anlage zum Sachbericht 2015 

Zuwendungsnehmer Der Paritätische - Landesverband NRW e.V. 

Wie viele Ehrenamtliche wurden am 31.12. des Jahres begleitet 

im Berichtsjahr ausgeschiedene EA's 
im Berlchtsja hr gewonnene EA' 5 

Auswahl- und Beratungsgespräche 

Schulung neue EA's 
Gruppenveransta!tungen 
Einzeltermine 

Qualifizierungsmaßnahmen 
Austausch-/Reflexionstreffen 
Fachveranstaltungen 

Supervision 

Veranstaltungen I Maßnahmen !Presseartikel (einzelne) 
zur Werbung jÖffentlichkeitsarbeit 

Internetpräsenz ja 

flyer vorhanden ja 

10 

10 

12 

Teilnehmende 

Teilnehmende 
Teilnehmende 

Teilnehmende 
Teilnehmende 
Teilnehmende 



Ehrenamtliche Str lligenhilfe 2.015 

Zuwendungsnehmer: DBH-Bildungswerk, Projekt LOTSE 

Maßnahmen 1 

I 
insgesamt: Erstellung! Veranstaltungen Veranstaltungen Beratung/Betreuung 

Verteilung von zur Werbung zur Fortbildung! ehrenamtHcher 
Informationsschriften weiterer ehrenamtli- Schulung ehrenam!li- Kräfte 

eher Kräfte eher Kräfte 
1. Zahl d rd. 7,450 Maßnahmen ,LOTSE~lnfo 36 LOTSE-Gesprächskreise* rd. 100 Einzel- u. GI Iv", I<::; 

Maßnahmen (zzgL Zugriffe auf , 4 Printausgaben mit je 2 LOTSE-Seminare über JE-Ku, ,,~ •. ,~:. ~ 
Homepage, z.Z. nicht 12.200 Exemplaren Supervisfon in Herford 
messbar)! Ansprache/Unterstützung von 

Medienberichten 
2. Zahl der von den ... 

Maßnahmen rd. 2.750 Pers. rd. 2.200 Pers. rd. 450 Pers. rd. 100 Pers. 
eiiaßten Personen 

ehrenamtlichen Betreuer/innen als Multiplikatoren wiederum die besten Anwerber für neu interessierte Bürgerinnen und BOrger sind. 

Wie vleie ehrenamtliche Mitarbeiter/innen wurden zu Beginn des Jahres betreut: Die Projektarbeit spricht sämtliche ehrenamtlichen Betreuerfinnen. insbesondere 
Init dem LOTSE-Info (meistens jeweils 2.200 Ex.) - entweder unmittelbar durch Postzustellung oder über die JVA's bzw. online - und mit den Gesprächskreisen an, 
außerdem alle ehrenamtlich tätigen Beiratsm/tglieder sowie andere ehrenamtlich in der StraffälligEmhilfe Tätige (z.B. Schöffen). Die Angebote werden auch von 
Teilnehmern anderer Ehrenamtsprojekte wahrgenommen. 
Die Bezeichnung "MltarbeiterlinnenH ist für die hier in Rede stehende offene Projektarbeit 
Verpflichtungen unter."Jorfen ist. Die TeiinahlTle an den Projektangeboten ist unverbindlich 
heutigen Wünschen und Erwartungen zum bürgerschaftllchen Engagements. 

Wie viele ehrenamtliche Mitarbeiter/jnnen wurden am Ende des Jahres betreut keine konkrete 

zutreffend, da die angesprochene freiwillig tätige Klientel keinen 
nicht verpflichtend. Sie entspricht damit in besonderer Weise den 

möglich, siehe oben. 

Wie viele neue ehrenamtliche Mitarbeiterfinnen konnten gewonnen \,vsrden: Von den mit gez/elten "Werbeveranstaltungen" angesprochenen Personen (s. 
konnte ein erheblicher Teil ernsthaft für die ehrenamtliche Straffälligenhilfe interessiert werden, WiEl viele letztlich eine Zulassung zur Betreuung erhielten, 
wegen des fehlenden .. Mitarbeiterstatus" nicht festgestellt werden. 

Wie viele ehrenamtliche Mitarbeiterfinnen sind ausgeSChieden: keine Angabe möglich, da die freiwillige ehrenamtliche Tätigkeit keinen festen Mitarbeiterstatus definiert 

Nach ,>,'eicher Zeit schieden ehrenamtliche Mitarbeiterlinnen durchschnittlich aus: keine Angaben möglich. siehe oben. 



1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1 Das Land gewährt Zuwendungen zur Förderung von Projekten der eh-

renamtlichen Straffälligenhilfe nach Maßgabe dieser Richtlinien den 

Verwaltungsvorschriften zu § 44 

1 Antragsteller keinen Anspruch auf Gewährung der Zuwendung. 

Die Bewilligungsbehörde entscheidet vielmehr aufgrund ihres pflichtge­

mäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Ver­

trauenstatbestand wird durch die Bewilligung der Zuwendung für künftige 

Haushaltsjahre nicht geschaffen, weil nicht ausgeschiossen werden 

kann, dass die Entwicklung der Haushaltslage des Landes Kürzungen 

von der Haushaltsplanung erfordert oder 

wendungen deswegen 

Zuvvendungsnehmer, insbesondere bei Abschluss, Änderung oder Ver­

längerung von Verträgen (z. für Mietobjekte oder für Personal), zu be­

rücksichtigen. 

2. Gegenstand und Zielsetzung der Förderung 

Mit diesem Programm sollen über Ausbildungs- und Beratungstätigkeit beste­

hende Einrichtungen ausgebaut und neue Einrichtungen aufgebaut werden; über 

eine Intensivierung der Öffentlichkeitsarbeit sollen mehr ehrenamtliche Kräfte 

dauerhaft gewonnen werden. Folgende fachliche Kriterien sind zu erfüllen: 

1 



- 11 -

IDrl_DIIIUUJUlI...,"",LJ>.Lr in bei der ............ ,-c-... ,..., .... 

Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger sind: 

Diakonie Rheinland-Westfalen-Uppe e. V. 

Paritätischer Wohlfahrtsverband Wuppertal 

Diözesan-Caritasverband Köln 

DBH-Bildungswerk Köln. 

von 

Die Zuwendungsempfänger finden sich zu regelmäßig tagenden Arbeitskrei­

sen zusammen und kooperieren mit einem aus ihrer Mitte gewählten Spre­

cher. 

Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Zuwendung an das erfolgt der fV1aßgabe, 

die Mittel zur Erfüllung überörtlicher Aufgaben für NRV\I mit dem Schwerpunkt 

der ehrenamtlichen Straffälligenhilfe im Umfeld der sozialen Dienste der Justiz 

und der justiznahen Einrichtungen bestimmt sind. 

5. Art und Umfang, Höhe der Förderung 

5.1 Die Zuwendung erfolgt als Zuschuss in Form der Projektförderung, und 

zwar auf der Grundlage eines Betrages von 400,00 € (netto = 
360,00 die lIooC:ö'lI"lI"öB 

zu 

% 



1 Die Zuwendungsempfänger haben jährlich jeweils zum 

Tätigkeitsbericht mit konkreten Angaben zu 

6.1.1 der Qualifikation des eingesetzten Personals nach Funktionen, 

6.1.2 dem Personaleinsatz je Aufgabengebiet (Zahl und zeitlicher 

Umfang), 

6.1.3 der Zahl der von den Maßnahmen erfassten Personen nach Art 

der Maßnahme(n), 

6.1 der Zahl der Maßnahmen nach deren Art 

vorzulegen. 

Als Anlagen zum Tätigkeitsbericht sind 

1 vor 

rung, 

6.2.2 eine knappe Darlegung der fachlichen Gründe (Zieldefinition) 

für die Maßnahmen, 

6.2.3 eine knappe Darstellung mit konkreten Angaben zur Effizienz 

(Zielerreichung) der Maßnahmen, auch unter Kosten-Nutzen­

oder Kosten-Wirksamkeits-Gesichtspunkten; ggf. Vergleich mit 

Effizienz entsprechender Maßnahmen Dritter, 

eine Stellungnahme der örtlich 

zu 



zu 

(weiterem) Maßnahmen, 

- Alternativen, 

- Weiterführung und Finanzierung der Maßnahmen in eigener 

Regie nach Ende der Förderung durch das Justizministeri­

um. 

Verfahren 

1 Maßgeblich für das Zuwendungsverfahren sind die §§ 23 und der 

Landeshaushaltsordnung und die sie ergänzenden Verwaltungsvorschrif­

ten nebst Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro­

jektförderung. 

Bewilligungsbehörde ist der/die Präsident-in des Oberlandesgerichts, in 

dessen/deren Bezirk der Zuwendungsempfänger Sitz 

Anträge auf Gewährung einer Zuwendung zur Projektförderung sind un­

ter Verwendung des eingeführten Antragsmusters schriftlich mit entspre­

chender Projektbeschreibung und einem Finanzierungsplan an die Bewil­

ligungsbehörde zu richten. 

7.3 Die Bewilligungsbehörde erteilt dem Maßnahmeträger einen Zuwen­

dungsbescheid nach dem eingeführten Muster. 

Zuwendungsbescheides. 



zu § 

Auszahlung der Zuwendung kann erst erfolgen, wenn der Bescheid 

bestandskräftig geworden (nach Ablauf eines Monats nach Bekannt­

gabe des Zuwendungsbescheides). Der Zuwendungsnehmer kann die 

Bestandskraft des Zuwendungsbescheides herbeiführen und die Auszah­

lung beschleunigen, wenn er der Bewilligungsbehörde gegenüber schrift­

lich erklärt, dass er auf die Einlegung von Rechtsbehelfen verzichtet. 

8. Inkrafttreten 

Diese Bewirtschaftungsgrundsätze gelten für das Jahr 201 



Controlling-Bericht 
Förderprogramm 

Täter-Opfer .. Ausgleich 
für das Jahr 2015 



Das nord rhein-westfälische ist Bereich 
seit längerem initiativ. Seit 1981 werden spezielle Tagungen zu diesem 
den ambulanten Sozialen Dienst der Justiz veranstaltet. 

1987 ist nach ausführlicher Vorbereitung bei vier Staatsanwaltschaften des Landes 
der Fachbereich Gerichtshilfe zur Durchführung von TOA im Erwachsenenbereich 
eingesetzt worden. Nach erfolgreichem Abschluss dieses einjährigen Modellversuchs 
wurde veranlasst, dass bei sämtlichen Staatsanwaltschaften des Landes der Fachbe­
reich Gerichtshilfe entsprechend eingesetzt wird. 

Seit dem Jahre 1988 wird das auf den Jugendbereich begrenzte TOA-Projekt 
Waage, Köln" aus Mitteln des Justizetats gefördert. Aufgrund der positiven Erfahrun­
gen gerade mit diesem Projekt ist der im Jahre 1990 Jugendgerichtsgesetz 
gesetzlich verankert worden. 

Nach gesetzlicher Verankerung des TOA auch für den Erwachsenenbereich ist zu­
nächst geregelt worden, dass entsprechende Aufgaben von dem Fachbereich Be­
währungshilfe (im Zweitverfahren) und von dem Fachbereich Gerichtshilfe wahrzu­
nehmen sind. 

Seit 1997 werden vom Köln 
weitere Projekte in freier Trägerschaft gefördert, und zwar derzeit in Recklinghausen, 
Dortmund, Duisburg, Erkelenz - Kreis Heinsberg -, Köln, Krefeld, Mönchengladbach 1, 

Münster, Siegen und Wuppertal. Daneben ist das Servicebüro für Täter-Opfer­
Ausgleich und Konfliktschlichtung der DBH e. V. in eine verbesserte Öffentlichkeits­
arbeit und in ein Konzept für die Aus- und Fortbildung der Staatsanwaltschaften, Po­
lizei und Richter eingebunden. 

Die Organisation des TOA erfordert eine Abstimmung zwischen den beteiligten Stei­
len, und zwar der Staatsanwaltschaft, der jeweiligen Konfliktschlichtungsstelle und 
der Polizei. Bei der Auswahl müssen sowohl Gesichtspunkte des Strafverfahrens wie 

-1",V~I,..hi'II""i' werden. eine abgestimmte 
nur vor 

enthalten. 



den Bewirtschaftungsgrundsätze beschrieben. 
Förderprogramm sind wissenschaftlich 
und geschaffen worden. 

Status-quo-Prognose: 

Durch den TOA sollen mit einer Straftat verbundene Konflikte zwischen den Beteilig­
ten einvernehmlich gelöst und perspektivisch auch eine der Straf justiz 
und des Strafvollzugs erreicht werden. 

Der TOA dient dem Zweck, den mit einer Straftat verbundenen Konflikt durch einen 
unmittelbaren Ausgleich des Schadens des Opfers durch den Täter beziehungsweise 
die Täterin soweit wie möglich außergerichtlich zu bewältigen. Neben der unmittelba­
ren Wiedergutmachung soll bei dem Täter beziehungsweise der Täterin eine Norm-
verdeutlichung erreicht werden. sollen dafür 
schaffen werden, dass die Staatsanwaltschaft 
vorschlagen bzw. aussprechen oder das Verfahren einstellen kann. Die Herstellung 
des sozialen Rechtsfriedens z\,vischen den Beteiligten ist das übergeordnete 
Das Programm bezweckt den Ausbau des TOA durch Förderung der Durchführung in 
freier Trägerschaft. 

Formulierung von Handlungsalternativen: 

Handlungsalternativen wären der Verzicht auf die Durchführung des TOA in freier 
Trägerschaft und eine vollständige Verlagerung des TOA auf die Fachbereiche Ge-
richtshilfe und Bewährungshilfe Zweitverfahren. 



Diese erfolgt über das Justizministerium, die Präsidentin des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf und die Präsidenten der Oberlandesgerichte Hamm und Köln im 
men mit den örtlichen Projektträgern. 

Das 1988 zunächst als Modellversuch begonnene Programm ist bedarfsgerecht aus­
gerichtet. Die Umsetzung des Programms wird weitestgehend die anliegenden 
Bewi rtschaftu ngsg ru ndsätze sichergestellt. 

Die Förderung ab 2008 orientiert sich an den jährlichen Fallzahlen. jeden 
wird eine Fallkostenpauschale von 250,00 € - 10 % Eigenbeteiligung zugrunde ge­
legt. Diese Verfahrensweise unterstützt einen leistungsfinanzierten 

Das Ziel, eine VViedergutmachungsleistung zu erreichen, vvird über einen 
ßigen Nachweis der Vermittlungsversuche geführt. Die Erfolgsquote ist naturgemäß 
recht unterschiedlich. Auf jede der geförderten Ausgleichsstellen entfielen im Jahr 
1997 durchschnittlich 30 Ausgleichsfälle. Der Durchschnittswert ist im folgenden Jahr 
auf 51 gestiegen. Im Jahr 1999 lag der Durchschnittswert bei 74 Fällen und im Jahr 
2000 bei über 100 Fällen je Ausgleichsstelle. In der Folgezeit war zu beobachten, 
dass die Fallzahlen bei den einzelnen Ausgleichsstellen sehr unterschiedlich ausfie­
len. Dies war einer der Gründe für die Einführung der Fallkostenpauschale. Die Fall­
zahlen insgesamt haben sich wie folgt entwickelt: 

1997 1998 1999 2000 



aus 

Den jährlich vorzulegenden Tätigkeitsberichten kann entnommen werden, dass das 
Förderprogramm hilfreich im Sinne der Zielerreichung ist. Weitergehende Erkennt­
nisse liegen nicht vor. 

Die Wirtschaftlichkeit des Mitteleinsatzes (Rückfallquote, Entlastung der Justiz und 
des Strafvollzuges) wäre nur mit einem erheblichen finanziellen Aufwand (etwa durch 
Begleitforschung, Controllingmaßnahmen vor Ort) messbar. 

Sparsamkeit des Mitteleinsatzes: 

Die Zuwendungen werden nach Maßgabe der landesrechtlichen Haushaltsvorschrif­
ten vergeben. Der Mitteleinsatz bestimmt sich im Übrigen auch aus der Vergleichbar­
keit der Zuwendungsempfänger. 



im Zeitraum 01.01.2015 bis 31.12.2015 

des Vorjahres 
593 

Abgeschlossene TOA Verfahren des Berichtsjahres 
Die statistische Auswertung bezieht sich auf die abge!SctllosSE~nEm FäHe des 
Berichtsjahres 

abgeschlossene Verfahren (Aktenzeichen plus Selbstmelder) 538 
Täter 703 
Opfer 762 
Konfliktkonstellationen 
Beziehungskonflikte 239 
Situativer Konflikt 299 

Bearbeitungsresultat / Ausgleichsvereinbarungsergebnis 
Ausgleichsvereinbarungen insgesamt 
Verhaltensvereinbarungen 147 
Entschuldigungen 34 
Finanzielle Leistungen 92 
Sonstiges (1) 66 
~eiChsvereinbarUngen 339 

davon mittelbarer Dialog 298 
I davon Ausqleichsqespräche 41 

Keine Ausgleichsvereinbarungen insgesamt 
Opfer will nicht 82 
Täter will nicht 304 
iSonstiges (2) 26 
Keine Ausgleichsvereinbarungen insgesamt 412 

Erläuterungen Sonstiges 
sonstige Einigungen (1): priv. Einigungen während/vor TOA 
sonstige Hinderungsgründe (2): Täter oder Opfer 
unbekannten Aufenthaltes 

Gesamte Bearbeitungstesultate 751 



abgeschlos5!ene Verfahren (Aktenzeichen plus Selbstrneider) .. 52 
Täter 75 
Opfer 67 
Konfliktkonstellationen 
Beziehungskonflikte 
Situativer Konflikt 
Gesamt 0 

Bearbeitungsresultat I Ausgleichsvereinbarungsergebnis 
Aus . "". .... ;u::'c;u , .. m<yEm insgesamt 18,00% 

Verhaltensvereinbarungen _ 0 
Entschuldigungen 11 
Finanzielle leistungen 6 
Sonstiges 8 
Ausgleichsvereinbarungen insgesamt 25 

davon mittelbarer Dialog 16 
davon Ausgleichsgesoräche 9 

es 



FachsteUe 

Zeitraum 01.01.2015 bis 31.12.2015 

Abgeschlossene TOA. Verfahren des ~,,",I·: .•. ". ~;;!I 

die statistische Auswertung bezieht sich auf die abgeschlossenen Fälle des 
Berichtsjahres 

abgeschlossene Verfahren (Aktenzeichen plus Selbstmelder) 120 
rräter 2.2--1-
Opfer /J .. -, IJ 

< • .,? 
KonfHktkonsteliatlonen 2 .. ~q 
Beziehungskonflikte /14·3 
Situativer Konflikt GJb 
Gesamt 0 

~eitungSresultat / Ausgleichsvereinbarungsergebnis 
sgleichsvereinbarungen insgesamt #DIV JO! 

Verhaltensvereinbarungen 2. tf 
Entschuldigungen :1r 
Finanzielle Leistungen 35 
Sonstiges //1f5 

ehsvereinbarungen insgesamt 0 
davon mittelbarer Dialog 2(';'7-

davon Ausgleichsgespräche 7'f 

Keine Ausgleichsvereinbarungen insgesamt #DIV/Ol 
Opfer will nicht 37 
:räter wH! nicht 3Lf 
Sonstiges ,iSS 
Keine Ausgleichsvereinbarungen insgesamt 0 

Erläuterungen Sonsti es 





Erledigte TOA Auftr§ge 

Fachstelle .......... " ............. " ............... __ .. , ... " .. 

Die Brücke Dortmund/ 
Ausgleich WestfalerH<.uhr 

528 

Dortmund 

Zeitraum ..... " ................................................. .. 1.1-31.12.15 

63,99% 
155 
221 
118 
55 

549 

100,00% 
~ie. Aoditl,,(\ kann mehr als di2 Verfahren 

mt!hr~re Vere,noarungen pro Verfohren 



Die Brücke Dortmundj 
Ausgleich Uppe~Ruhr 

Erledigte TOA Aufträge 

Fachstelle Ausgleich Lippe-Ruhr 

Zeitraum .. ,,, ... « ... ,, ..... ,, ............... , ...... , ••• , ....... .. 

Ausgleichsvereinbarungen 
Verha!tensvereinbarungen 
Entschuldigungen 
Finanzielle Leistungen 
Sonstiges 
Gesamte Ausgleichsverelnbarungen 

99,46% 

Keine Ausgleichsvereinbarungen 
Opfer will nicht 
Täter will nicht 
Sonstiges 
Gesamt keine Ausgleichsvereinbarungen 

557 

Gelsenkirchen 

1.1-31.12.15 

57,09Q/o 
127 
105 
52 
34 

318 
die Addition kann mehr als die' Verfahren ergeben, weil es 

mehrere VereinblJfUng<ln pm Verfahren ergeben 

42,37% 
124 
99 
13 

236 

I 



fachsteUe für 

Berh:::hbsjaihr im Zeitraum 01.01.2015 bis 31.12.2015 

abgeschlossene Verfahren (Aktenzeichen plus Selbstmelder) 327 
Täter 374 
Opfer 421 
Konfliktkonstellationen ; 
Beziehungskonflikte 147 
SItuativer Konflikt 180 
Gesamt 327 

Bearbeitungsresultat I Ausgleichsvereinbarungsergebnis 
Ausgleichsvereinbarungen insgesamt 65,44°/0 
Verhaltensvereinbarunqen 5 
Entschuldigungen 104 
Finanzielle Leistungen 66 
Sonstiges 128 
1i • « ." .......... «: .. u •• yen insgesamt 303 ..... '" 

davon mittelbarer Dialoq 25 
davon Ausglelchsgespräche i 103 

Erläuterungen Sonstiges 

'0"'<.-e'{'\ 
eS'O 

,)'öv;:..'< 
.~,e 

S" 
~e0 

'{0.'0 
..... ::;'t.e 

0\1> 

Gesamte BearbeitunQsresultate 463 



FachsteIle : Konfiiktschlichtul1gsstel!e TOll. - Siegen 

Berichtsjahr im Zeitraum 01.01.2fjlS bis 31.12.2015 

Abgeschlossene TOA Verfahren des Berichtsjahres I 
die statistiSChe Auswertung bezieht sich auf die abgeschlossenen Fälle des! 
Berichtsjahres 

/ 

davon 
,l;",nn 

Dialoa 
iLs 

'7 
as 

KonfHktschlichtungsstelie TOA S~egen 



11.02.2016 

Erle(!mQt:e TOA 

Fachstelle Oie Waage Köln Jugendbereich 

Zeitraum 01.01.2015 bis 31.12.2015 in 2015 abgeschlossen 

AUSQleichsverelnbarungsen ebniss J 
Ausglelchsvereinbarunaen 90,31% 
Verhaltensvereinbarunqen 73 
Entschuldigungen 334 
Finanzielle Leistungen 129 
Sonstiges 70 
Gesamte Ausgleichsvereinbarunqen 606 

100,00% 
die Addition k"nn mehr als dre Verfilhten e,geilen, weH es I mehrere Ver(llnb~'\J11gel1 pro Verfahren ergeben 

Keine Ausgleichsvereinbarunqen 9,69%) 
Opfer will nicht 40 
Täter will nicht 12 
Sonstiaes 13 
Gesamt keine Ausgleichsvereinbarunqen 65 



11.02,2016 

FachsteUe Die Waage Köln Erwachsenenbereich 

Zeitraum 01.01.2015 bis 31.12.2015 in 2015 abgeschlossen 

Ausqleichsvereinbarungsen: ebniss I 
Ausgleichsvereinbarungen 76 41 % 

Verha!tensvereinbarungen 69 
Entschuldigungen 386 
Finanzielle Leistungen 343 
Sonstiges 70 
Gesamte Ausgleichsvereinbarungen 868 

100,00% 
die A(jd!tlon kann rnel"« al~ me Verfann", erl!€,ben, weil e$ 

J rneMrene V~reinbinUf1qen pro Verfahrf1n ergeben 

Keine Ausgleichsvereinbarungen 23,59% 
Opfer will nicht 145 
Täter will nicht 70 
Sonstiges 53 
Gesamt keine Ausgleichsvereinbarungen 268 



1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1 Das Land gewährt Zuwendungen zur Förderung von Projekten des Tä­

ter-Opfer-Ausgleichs nach Maßgabe dieser 

tungsvorschriften zu § 44 

1 Der Antragsteller hat keinen Anspruch auf Gewährung der Zuwendung. 

Bewilligungsbehörde entscheidet 

mäßen Ermessens im verfügbaren 

trauenstatbestand wird durch die Bewilligung der Zuwendung für künftige 

Haushaltsjahre nicht geschaffen, weil nicht ausgeschiossen werden 

kann, dass die Entwicklung der Haushaltslage des Landes Kürzungen 

von Zuwendungen im Rahmen der Haushaltsplanung erfordert oder Zu­

wendungen deswegen ganz entfallen. Dieses Finanzierungsrisiko hat der 

Zuwendungsnehmer, insbesondere bei Abschluss, Änderung oder Ver­

längerung von Verträgen (z. B. für Mietobjekte oder für Personal), zu be­

rücksichtigen. 



1 • ..,,"" ..... t- ..... von zwei 

-Beschränkung der Tätigkeit (Die Waage nur Jugendbereich) 

den Erwachsenenbereich (Beschuldigte/AngeklagteNerurteilte zum 

Zeitpunkt der - letzten - fraglichen Tat nicht jünger als 21 Jahre), 

- Beschränkung auf solche Fälle, in denen (soweit nicht bereits eine Ver­

urteilung erfolgt ist) das Verfahren nicht ohnehin sanktionslos einge­

stellt wird, 

- Vermeidung von Doppelmaßnahmen 

teiligten, 

- Zusammenarbeit mit der Justiz. 

Absprache anderen 

ZuVtJendungsempfänger sind 

Die Brücke Dortmund - Projekt Duisburg 

Sozialdienst Katholischer Männer Krefeld 

Sozialdienst Katholischer Frauen und Männer Erkelenz 

Balance Wuppertal 

Die Brücke Dortmund - Projekt Dortmund -

Die Brücke Dortmund - Projekt Recklinghausen -

- Verein sozial-integrativer Projekte Münster 

Brücke Siegen 



:: €). 

Die Zuwendung wird als Anteilfinanzierung des zu erfüllenden Zwecks 

gewährt (bis zu 90 % Landesmittel, mindestens 10 % Eigenanteil). 

4.3 Förderungsfähig sind die Personal- und Sachausgaben, die für die 

Durchführung der unter Ziff. näher bezeichneten Projektmaßnahme 

notwendig sind. Eine Bagatellförderung kommt nicht in Betracht. 

Controllingangaben 

5.1 Die Zuwendungsempfänger haben jährlich jeweils zum 

Tätigkeitsbericht mit konkreten Angaben zu 

1.1 Qualifikation des eingesetzten nach 

1 

Umfang), 

5.1.3 der Zahl der bearbeiteten Ausgleichsfälle nach Ergebnis 

vorzulegen. 

5.2 Als Anlagen zum Tätigkeitsbericht sind vorzulegen: 

einen 

5.2.1 Eine knappe Darstellung der Ausgangssituation vor der Förde-



6. Verfahren 

1 

eine Stellungnahme Staatsanwaltschaft zu 

Effizienz der Maßnahmen, 

(weiterem) Erfordernis der Maßnahmen, 

eine Stellungnahme der örtlich bzw. regional zuständigen 

alverwaltung bzw. Jugendverwaltung (Die Waage Köln) sowie 

ggf.des Trägerverbandes zu 

Situation und Leistungsstärke von Täter-Opfer-

Ausgleichsstellen insgesamt, 

Effizienz der Projektmaßnahmen auch 

sonstigen Angeboten, 

(weiterem) Erfordernis des 

Alternativen 

zu 

Weiterführung und Finanzierung der Maßnahmen in eigener 

Regie nach Ende der Förderung durch das Justizministeri­

um des Landes NRW. 



ligungsbehörde zu 

6.3 Die Bewilligungsbehörde dem Maßnahmeträger einen 

dungsbescheid nach dem eingeführten Muster. 

6.4 Die Auszahlung der Zuwendung richtet sich nach den Regelungen des 

Zuwendungsbescheides. 

6.5 Die Bewilligungsbehörde hat den Verwendungsnachweis 

geführten Muster zu verlangen. 

6.6 die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie 

für den Nachweis und die Prüfung der Verwendung der Mittel und die 

ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­

forderung der gewährten Zuwendung gelten die WNVG zu § 

Verbindung mit diesen Bewirtschaftungsgrundsätzen. 

Die Auszahlung der Zuv"endung kann erst erfolgen, wenn der l-<t::\c:::'I"ncun 

bestandskräftig geworden ist (nach Ablauf rVionats 

gabe des Zuwendungsbescheides). Der Zuwendungsnehmer kann die 

Bestandskraft des Zuwendungsbescheides herbeiführen und die Auszah­

lung beschleunigen, wenn er der Bewilligungsbehörde gegenüber schrift­

lich erklärt, dass er auf die Einlegung von Rechtsbehelfen verzichtet. 

7. Inkrafttreten 

Bewirtschaftungsgrundsätze gelten 



Controlling-Bericht 
Förderprogramm 

gemeinnützige Arbeit 
für das Jahr 2015 



des Verfahrens, als Weisung bei der Strafaussetzung 
zur Bewährung bei uneinbringlicher Geldstrafe zur Vermeidung der Vollstre­
ckung einer Ersatzfreiheitsstrafe. Im Rahmen der Strafvollstreckung wird seit 1984 
die Möglichkeit zur ersatzweisen Ableistung von freier Arbeit angeboten. Laufen sol­
che Verfahren parallel zu Bewährungsauflagen, erfolgt der Vorschlag zur Umwand­
lung in der Regel auf Anregung der Bewährungshelferin bzw. des Bewährungshel­
fers, ebenso die Begleitung während der Ableistung der Arbeitsstunden. In den Fäl­
len, in denen Bewährungsaufsicht nicht besteht, kann der Fachbereich Gerichtshilfe 
eingeschaltet werden. 

Fachbereich Gerichtshilfe kann weiterhin beauftragt werden, Einsatzstellen zur 
Ableistung von Arbeitsauflagen in den Verfahren zu vermitteln, die gemäß § 153 a 
StPO eingestellt werden sollen. In diesen Fällen ist er bei auftretenden Problemen 
Adressat der veranlassenden Stellen und Klienten. Ebenso wird er von Gerichten, 
Staatsanwaltschaften und Gnadenbeauftragten in Bewährungsverfahren (ohne Be­
währungsaufsicht) bei der Arbeitsauflagenerfüllung in Anspruch genommen. 

Vermittlung von P,rbeitsauflagen im Rahmen einer Strafausset-
zur Bewährung Beiordnung Bewährungshelferin oder Bewäh-

rungshelfers wird nahezu ausnahmslos von diesen vorgenommen. Sie sind die 
sprechpartnerinnen und Ansprechpartner für die 

Seit 1997 wurden insgesamt fünf Projekte in freier Trägerschaft, und zwar in Essen, 
Geldern, Köln, Münster und Wuppertal durch das Justizministerium gefördert. Im 
Jahr 2013 ist das Projekt um vier weitere Standorte in Bielefeld, Dortmund, Düssel­
dorf und Duisburg ausgebaut worden. Im Jahr 2014 ist eine Fach- und Vermittlungs­
steIle in Bochum hinzugekommen. Die Fördersumme belief sich für das Jahr 2015 
auf 400.000,00 €. 

Die Projekte sollen 

von 



damit auch der Vermeidung einer 
von Haftkosten. Die bisherigen 

Status-quo-Prognose: 

dient von 
.",...·\!' .... II,"'~,.' .... Überbelegung des Strafvollzugs 

belegen den 

Durch das Programm wird eine Entlastung der Strafjustiz und des Strafvollzugs er­
reicht. Darüber hinaus wird dadurch die gesellschaftliche Wiedereingliederung 
im Interesse der inneren Sicherheit gefördert. 

Mit dem Programm werden Haft bedrohte Personen angesprochen, bei denen 
eine freiheitsentziehende Sanktion ursprünglich nicht vorgesehen war und bei denen 
diese durch Ableistung gemeinnütziger Arbeit vermieden werden kann. Dazu bedarf 
es der Erschließung geeigneter Einsatzmöglichkeiten für solche Arbeiten und häufig 
auch einer sozialpädagogischen Begleitung, um Arbeitsabbrüche zu verhindern. 

Handlungsalternative wäre eine vollständige Aufgabenübertragung 
ten Sozialen Dienst der Justiz. 

Entscheidung über die Strategie: 

Im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten können in Nordrhein-Westfalen insgesamt 
zehn Einrichtungen in freier Trägerschaft mit derzeit 400.000,00 € gefördert werden. 
Die einschlägigen haushaltsrechtlichen Vorschriften (§§ 23, 44 LHO) sind Bestandteil 
der jährlichen Zuwendungsbescheide. Im Übrigen sind die Vorgaben der anliegen­
den Bewirtschaftungsgrundsätze zu beachten. Die Angemessenheit der jeweiligen 
Förderbeträge bestimmt nach jährlich einzureichenden Antragsunterlagen. 



Die Förderung ab 2008 orientiert sich an jede 
lung wird ein Betrag von 66,00 € - 10 % Eigenbeteiligung gelegt. '--", .... ;U>"-" 

Verfahrensweise überstützt eine leistungsfinanzierte Vermittlungsarbeit. 

Die Zielerreichung wird über einen zahlenmäßigen Nachweis abgeprüft. 
Nachweis dokumentiert alle Aktivitäten und weist zielorientierte Ergebnisse aus. Im 
Jahr 2015 wurden von dem Beratungsprogramm insgesamt 7.099 Personen 

5.859 Fällen kam es zur Oedenfalls teilweisen) Abwendung Ersatzfreiheitsstra-
In 2.679 Fällen wurde die Ableistung der gemeinnützigen Arbeit abgebrochen. 

Insgesamt konnten 60.602 Hafttage vermieden werden. Hinsichtlich der weiteren 
Einzelheiten darf auf die in Ablichtung beigefügten Jahresübersichten der Projektträ­
ger verwiesen werden. 

Das Programm mit einem Mittelaufwand von 400.000,00 € jährlich rechnet sich (iso-

besteht zudem die Möglichkeit, die Verurteilten in eigenen Projekten einzusetzen. 

Wirkungsanalyse und Wirtschaftlichkeitskontrolle: 

Den jährlich vorzulegenden Tätigkeitsberichten kann entnommen werden, dass das 
Förderprogramm im Sinne der Zielerreichung fruchtet. Weitere Erkenntnisse liegen 
nicht vor. Die Wirtschaftlichkeit des Mitteleinsatzes ist durch die Vermeidung von 
Hafttagen messbar. 

Die Zuwendungen werden nach 



Arbeiterwohlfahrt Oüsseldorf fai'nmeni~!oltlus 

Einaesetztes Personal: s, 

AA ,n~~ .~ 

Fallzan! "CI uu I~ in EinsatzsteHen Ratenzahlung 
insgesamt Einsatzstellen eigene eigenes vermittelte Ff:'ille u.a. insgesamt 

Einrichtung Arbeitsprojekt Maßnahmen 

1. 
VOll den Maßnahmen erfasste Falle 660 80 143 667 62 insgesamt 
davon ,t, w;:'. 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe ,~~:12'~"::'" 
b) Bewf:'ihrungsauflage u.a. Auflagen 

---.. 
2. beendete Maßnahmen insgesamt 427 

2.1. 
Personen, die ihre Arbeitsstunden 121 vollständig abgeleistet haben 

davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 121 
~ 

b) Bewährungsauflage u.a. Auflagen 

2.2. 
Personen, die die Ablelstung endgültig 103 
abgebrochen haben 

davon 

a) 1\:;' ,~ '!~ der Ersatzfreiheitsstrafe 74 I 

b} Bewährungsauftage ti.a. Auflagen 

3. Abgeleistete Stunden insgesamt 21A44 
davon 

a) eingesparte Hafttage 5i3 885,75 

a) abgeleistete Std. aus Auflagen 
.. -~ .. .. -

~tWurden 9 wegen Umwandlung, l::::nass, umzug ete. vorzeltlg 
2) ohne eingesparte Haftage durch (Raten-) Zahlungen 3) durch bewilligte (Raten-) Zahlungen eingesparte Hafttage 



Caritasverband nll'i<:::h'lll'l"I 

Eingesetztes Personal: 2 Fachpersonal+1 VelWaltungkraft 

l-----.... ··-~ 
Maßnah 

Fallzahl vermT'ung ~n Einsatzstejje~ Ratenzahlung 
insgesamt Einsatzstellen . eigene eigenes vermittelte Fälle U.8. 

Insgesamt ! Einrichtung Arbeitsprojekt Maßnahmen 

1. 
Von den Maßnahmen erfasste FäHe 769 270 145 26 X 122 268 insgesamt 
davon 

a) Abwendung der ErsalZfreiheitsstrafe 769 
1 

b) Bewährungsauflage U.8. Auflagen X 

2. beendete Maßnahmen insgesamt 

2.1. Personen, die ihre Arheitsstunden 68 vollständig abgeleistet haben 

I davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 68 
b) Bewährungsauflage 0.8. Auflagen X 

i Personen. die die Abfeistung endgültig 742 I 2.2. 
abgebrochen haben 

davon 

a) Abwendullg der Ersatzfrelheitsstrafe 742 

b} 8ewährungsauflage u.a. Auflagen X 

3. Abgeleistete Stunden insgesamt 20.694 65124 
davon 

a) eingesparte Hafttage '"3-.449 10854 

€I) abgeleistete Std. aus Auflagen X 
1) auch Fällle. die nach Teilabreistung wegen Umwandlung, Erlass. Umzug ate. vorzeitig beendet wurden 
2) ohne eingesparte Haftage durch (Raten-j Zahlungen 3) durch bewilllgte (Raten-) Zahlungen eingesparte Hafttage 



Zuwendungsnehmer: Caritasverba nd Ge Idern-Kevelaer e. V. 
Eingesetztes Personal: -- ein DipL-Soz.-päd. mit 3/4 SteUe; eine Verwaltungskraft mit 15 Stunden 

Maßnahmen 2015 

Fallzahl Einsatz- Vermittlung in Einsatzstellen vermittelte 
Ratenzahlun 

insgesamt 
stellen insgesamt 

eigene eigenes Fälle 
9 u_a. 

Einrichtuna Arbeits- Maßnahmen I 

1. 
Von den Maßnahmen erfasste 

990 205 
Fälle insgesamt 

396 21 0 374 289 

davon 
a) Abwendung der 

1312 
Ersatzfreiheitsstrafe 

2. 
beendete Maßnahmen 855 
insgesamt (1) 

Personen, die ihre 
2.1. Arbeitsstunden vollständig 117 

abgeleistet haben 

davon 
~-

a) Abwendung der 
Ersatzfreiheitsstrafe 

117 
-

Personen, die ihre 
2.2. Arbeitsstunden endgültig 111 

abgebrochen haben 

! davon 

I Abwendung der 111 
Ersatzfreiheilsstrafe 

3. 
Abgeleistete Stunden durch 

34.400 
beendete Fälle gA (von2) 
davon 

a) eingesparte Hafttage (2) 5.135 

a) abgeleistete Std. aus 
0 

Auflagen 

1} auch Fälle. die nach Teilableistung wegen Umwandlung, Erlass, Umzug eie, vorzeitig beendet wurden, bzw, sich nicht gemeldet haben 

2) ohne eingesparte Haftage durch (Raten-) Zahlungen 3) eingesparte Hafttage durch (Raten)-Zahlungen,etc. 



"uwemtun(lSrlehimE~r; Wiehern haus Wuppertal 
Eingesetztes Personal: 1 Diplom-Sozialpädagoge mit 30 Wochenstunden zur Vermittlung und Betreuung 

r-' 
Maßnahmen 

Fallzahl2015 
Vermittlung in Einsatzstellen Ratenzahlung 

insgesamt EInsatzsteIlen 
insgesamt 

eigene eigenes vermittelte FäHe 
Einrichtung Arbeitsprojekt 

1. Von den Maßnahmen erfasste Fälle I 
insgesamt 
davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 
1--' 

2. 

2.1. 

2.2. 

3. 

b) Bewährungsauflage u.a. Auflagen 

beendete Maßnahmen insgesamt 5 
Personen, die ihre Arbeiisstunden 
vollständig abgeleistet haben 
davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 

b) Bewährungsauflage u.a. Auflagen 1 
Personen, die die Ableistung endgültig 
abgebrochen haben 
davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 
~- -

b) Bewährungsauflage u.a. Auflagen 0 
Abgeleistete Stunden durch beendete 
Fälle gemeinnütziger Arbeit (von 2.) 
davon 

a) eingesparte Hafttage 

a) abgeleistete Std. aus Auflagen 

1} auch Fälle, die nach Teilableistung wegen Umwandlung in Zahlung, Erlass, Umzug etc. vorzeitig beendet wurden bzw. sich nicht gemeldet haben 
2) ohne eingesparte Haftage durch (Raten-) Zahlungen 3) durch (Raten-) Zahlungen eingesparte Hafttage 

u.a. 
Maßnahmen 



"1. 

2. 

2.1-

22. 

3. 

Zuwendungsnehmer: 

Eingesetztes Personal: 

Fallzahl 

Von den Maßnahmen erfasste Fälle 
insgesamt 

davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 

b) Bewährungsauflage u.a, Auflagen 

beendete Maßnahmen insgesamt 

Personen, die ihre Arbeitsstunden 
vollständig abgeleistet haben 

davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 

b) Bewährungs8uflage u.a, Auflagen 

Personen. die die Ableistung endgültig 
abgebrochen haben 

davon 

a) Abwendllng der Ersatzfreiheitsstrafe 

b) Bewährungsauflage ll.a, Auflagen 

Abgeleistete Stunden insgesamt 

davon 

a) eingesparte HafUage 

a} abgeleistete Std. aus Auflagen 

I 
l 

linSgeSamt 

I 
j 

534 

429 

105 

412 

214 

162 

52 

197 

171 

26 

24.056 

3094 

4.403 

Arbeit 20'15 

v, Bodelschwinghsche Stiftungen Sethel 

Christian Fissenebert. Petra Lieneweg~Thenhausen 

Maßnahmen 

VennitHung in EinsatzsteHen 

Einsatzstellen eigene eigenes 
insgesamt 

Einrichtung Arbeitsprojekt 

:/. 

I 

") auch Fä/He, die nach Teilableistung wegen Umwandlung, Erlass, Umzug etc. vorzeitig beende! wurden 

2) ohne eingesparte Haftage durch (Raten-) Zalliungen 3} durch bewilligte (Ralen-) Zahlungen eingesparte Hafttage 

Ratenzahlung 
vermittelte Fälle U.8. 

Maßnatimen 

420 86 

I 



Zuwendungsnenmer: Caritasverband für Boenum und Wattenscheid e.V. 

-
Maßnahmen 2015 

Fallzahl Vermittlunq in Einsatzste!!en 
vermittelte Ratenzahlung 

insgesamt Einsatzstellen 
insgesamt 

eigene eigenes Fälle u.a. 
Einrichtung Arbeitsprojekt Maßnahmen 

1. 
Vön den Maßnahmen erfasste Fälle 

",< 

insg~,?samt i ":.» 
idavon ----
a) I\bwendung der Ersatzfreiheitsstrafe (()(( (/1 1. lf c. -
b) Bewahrungsauflage u.a. Auflagen /"'<" [' 

2. beendete Maßnahmen insgesamt 
,/'--

~ 

2." 
Personen, die ihre Arbeitsstunden 
vollständig abgeleistet haben 

[davon 

ia !\iJVV"';1 II..IUI 18 der Ersatzrreiheitsstrafe .,/ /7 "' 

Ib 19<::"-"Ilfl::.g"" u.a, Auflagen .. / ... { 

!P\;;r\::;VlIvll die die Abieistung endgültig 
2.2. 

abgebrochen haben .' 

idavon I 
a: /\bwendung der Ersatzfreiheitsstrafe ':t}) 

b: Bew5hrungsauflage u.a. Auflagen (; 

f\ Stunden insgesamt :f. :\ / i< .. .., 

davon --
!a eingesparte Hafttage ,/:' ~. { 

" " 

! Cl abgeleistete Std. aus Auflagen 
-, ,,,h t:61l1ö 

?) olme eingesparte Haftage durch (Raten-) Zahlungen 



5 

Daniela Hons 30 Std, Werner Drees 20 Std. 

i\:laßnahmen 

j Eins21t:St6!lefl 
insgesarnt 

Ersaizfreiheitss tra fe 

, •. ,.:::,.:::\.,.,,,,'-'C lL3. f\uflagen 

:2' i\:la.r~naf1meninsqesamt 817 

~hre i\rbeitsstu rHjen 
at:qE~iii'!SI:et habf:?n 

lLCL Auna~:;en 

At)i81S!Ur:(l endgüHig 

der Ersatz.freiheHsstrafe 

Auflagen 

,i":;.!:)QfSIE:lstei;c: Sturlclen insgessrnt 

Montage 

atJ~e:i;3i5tt;tt:") Std. ;':ll:S lldbrlr..,., 

:iucil ng 

dlHCh 

388 

388 

429 

143249 

t)np)'~Jndluljg, 

c1urch l:,;\ViiliG tE} 

9 189 

875'7 



Zuwendungsnehmer: Diakoniewerk GmbH 

Eingesetztes Personal: B. Schölermann,Dipl.Soz.päd.D.Stitz,Dipl.Sozpäd.,V.Rotondo,Dipl.soz.päd. 

Maßnahmen 2015 

Fallzahl Vermittlung in Einsatzstellen 
vermittelte Ratenzahlung 

insgesamt Einsatzste!len 
insgesamt 

eigene eigenes Fälle u.a. 
, 

) Einrichtung Arbeitsprojekt Maßnahmen 

1. 
Von den Maßnahmen erfasste Fälle <"~'31~" 22 1 
insgesamt ,/' 

davon 
.~ 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 

b) Bewährungsauflage u.a. Auflagen 

2. beendete Maßnahmen insgesamt 

2.1. 
Personen, die ihre Arbeitsstunden 
vollständig abgeleistet haben 

davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 1 

b) Bewährungsauflage u.a. Auflagen 

2.2. 
Personen, die die Ableistung endgültig 
abgebrochen haben 

davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 3 

b) 8ewährungsauflage u.a. Auflagen 1 

3. Abgeleistete Stunden insgesamt 

davon 

a) eingesparte Hafttage 

a) abgeleistete Std. aus Auflagen 

1) auch Fäme, die nach Teilableistung wegen Umwandlung, Erlass, Umzug etc. vorzeitig beendet wurden 
2) ohne eingesparte Haftage durch (Raten-) Zahlungen 



Arbeit 2015 
Zuwendungsnehmer: Verein zur Förderung der Bawährungshilfe Münster e.V. 

Eingesetztes Personal: 1,5 Sozialpädagogen/-innen Vermittlung und 0,4 PersonalsteIle BüroNerwaitung 

Maßnahmen 

Fallzahl 1-----. VermittlurlQ in Einsatzstellen Ratenzahlung 
insgesamt Einsatzstellen eigene eigenes vermittelte Fälle u.a. insgesamt 

Einrichtung Arbeitsprojekt Maßnahmen 

1, 
Von den Maßnahmen erfasste Fälle 862 360 927 0 158 593 91 insQ€samt 
davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 529 
b) Bel,vährungsauflage u.a, Auflagen 333 

2. beendete Maßnahmen insgesamt 573 

2,1. Personen, die ihre Arbeitsstunden 212 I vollständig abgeleistet haben 

davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 85 I 
b) 8ewährungsauflage u.a. Auflagen 127 

2,2, Personen, die die Ableistung endgültig 3611) I abgebrochen haben 

davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 271 
b) Bewähn.mgsauflage u,a. Auflagen 90 I 

3, Abgeleistete Stunden insgesamt 41,291 I 
davon 

a) eingesparte Hafttage 4.3622
) I 

a) abgeleistete Std. aus Auflagen 15.122 
1) auch FäUle. die nach Teilableistung wegen Umwandlung, Erlass, Umzug ete, vorzeitig beendet wurden 
2) ohne eingesparte Haftage durch (Raten-) Zahlungen 3} durch bewilligte (Raten-) Zahlungen eingesparte Hafttage 



Zuwendungsnehmer: 

Eingesetztes Persona!: 
------

Personenzahl 

1--- Vo: dei fvidßI 1<;;11 !I i 1t:1 ;rfasste Personen 

insgesamt 
;--

davon ,-
a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 

-
b) Bewährungsauflage L1.a. Auflagen 

2. Personen, die ihre Arbeitsstunden 
vollständig abgeleistet haben 

- davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 
,-

b: Be'.vährungsauflage u.a. Auflagen 

Personen, die die Ahl",istL. endgültig 

i diJ\:jt:l.J! V\...IICI haben 
.. -'--

'davon 

a) Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe 
i-- -'-"-

b) Bel/'lährungsauflage lLa. Auflagen --~ .. -Abgeleistete Stunden insgesarnt 

!davon 

a) eingesparte Hafttage 

18 abgeleistete Std. aus Auflagen 
i 

1) bei 21 

Sozialdienst Katholischer Männer e,V" Große Telegraphenstr. 31, 50676 Köln 

1 Dip!. Sozialarbeiter mit einem Stellenumfang von: Jan-Mrz 100 '%, April-Dez 50 °/0 

Maßnahme! 
f--. 

Vermittlung in Einsatzstelle ,.., 

insgesamt Einsatzstellen 
Betreuung bei rz81.t:!lLClIII 

insgesamt 
eigenes Arbeitseinsatz u.a. 

Einrichtung Arbeitsprojekt f\'1aßnahrnen 
.. -------

412 180 15 - 117 
-_..:..-. 

171 
I 

I I 
I 

17 

46 

21 1}4) 

14 
I 

7 

~ intensiv h",ln::" ,to" in ~} ,hne emaesoarte Haftage durch (R; Za!1Il!;1qe~1' 
3) durch (f~,:lterH Zahlungen eiogesparte H"qtage 4) auch Fallle, die nach Teilable!stung >''leger 'In,v,;andlung. Erlass etc vOfzeitip bStmdet wurden 

j 
I 



5 

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1 Das Land gewährt Zuwendungen zur Förderung von Projekten gemein­

nütziger Arbeit nach Maßgabe dieser Richtlinien und den Verwaltungs­

vorschriften zu § 44 LHO. 

1.2 Der Antragsteller hat keinen Anspruch auf Gewährung der Zuwendung. 

Die Bewilligungsbehörde entscheidet vielmehr aufgrund ihres pflichtge­

mäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Ein Ver­

trauenstatbestand wird durch die Bewilligung der Zuwendung für künftige 

Haushaltsjahre nicht geschaffen, weil nicht ausgeschlossen werden 

kann, dass die Entwicklung der Haushaltslage des Landes Kürzungen 

von Zuwendungen im Rahmen der Haushaltsplanung erfordert oder 

wendungen deswegen ganz entfallen. Dieses Finanzierungsrisiko hat der 

Zuwendungsnehmer, insbesondere bei Abschluss, Änderung oder Ver­

längerung von Verträgen (z. B. für Mietobjekte oder für Personal), zu be­

rücksichtigen. 

2. Gegenstand und Zielsetzung der Förderung 

Mit diesem Programm werden mit Haft bedrohte Personen angesprochen, bei 

denen eine freiheitsentziehende Sanktion ursprünglich nicht vorgesehen war und 

bei denen diese durch Ableistung gemeinnütziger Arbeit vermieden werden 

kann. Dazu bedarf es der Erschließung geeigneter 

Arbeiten häufig auch sozialpädagogischen Begleitung, um 

zu 



Schuldnerberatungsstellen). 

Vermeidung von Doppelmaßnahmen durch Absprache 

gern solcher Maßnahmen. 

3. Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger sind: 

- AWO Familienglobus Düsseldorf gGmbH 

- Caritasverband Duisburg 

Caritasverband Geldern-Kevelaer e. 

- Wichernhaus Wuppertal e. V. 

- von Bodelschwinghsche Stiftungen Bethel 

Diakonisches Werk Essen 

- SKM katholischer Verein für soziale Dienste Bochum e. 

Hilfsverein e. Dortmund 

- Verein zur Förderung der Bewährungshilfe Münster 

Soziaidienst Kathoiischer Männer e. . Köin 

anderen 

Die Zuwendungsempfänger finden sich zu regelmäßig tagenden Arbeits­

kreisen zusammen und kooperieren mit einem aus ihrer Mitte gewählten 

Sprecher. 

4. Art und Umfang, Höhe der Förderung 

1 Die Zuwendung erfolgt als Zuschuss in der Projektförderung, 

zwar von € ::::: IUfIlN .• Uf"" 

zu 



Controllingangaben 

1 Die Zuwendungsempfänger haben jährlich jeweils zum 30. 

Tätigkeitsbericht mit konkreten Angaben zu 

1.1 der Qualifikation des eingesetzten Personals nach 

1 dem Personaleinsatz je Aufgabengebiet (Zahl 

Umfang), 

1.3 der Zahl der von den Maßnahmen erfassten Personen 

der Maßnahme(n), 

1 der der Maßnahmen nach deren 

1 der Zahl der ersparten Hafttage 

vorzulegen. 

einen 

zeitlicher 

5.2 Als Anlagen zum Tätigkeitsbericht sind vorzulegen: 

5.2.1 Eine knappe Darstellung der Ausgangssituation vor der Förde­

rung, 

eine knappe Darlegung der fachlichen Gründe (Zieldefinition) 

für die Maßnahmen, 



(weiterem) 

Stellungnahme der örtlich bzw. regional '- ......... "I;,A. 

alverwaltung sowie ggf. des Trägerverbandes zu 

Sozi-

Effizienz der Maßnahmen, auch im Vergleich zu sonstigen 

Maßnahmen, 

(weiterem) Erfordernis der Maßnahmen, 

- Alternativen, 

- Weiterführung und Finanzierung der Maßnahmen in eigener 

Regie nach Ende der Förderung durch das Justizministeri­

um des Landes Nordrhein-Westfalen. 

6.1 Maßgeblich für das Zuv"endungsverfahren sind die §§ der 

Landeshaushaltsordnung und die sie ergänzenden Verwaltungsvorschrif­

ten nebst Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro­

jektförderung. 

6.2 Bewilligungsbehörde ist der/die Präsident-in des Oberlandesgerichts, in 

dessen/deren Bezirk der Zuwendungsempfänger seinen Sitz hat. 

Anträge auf Gewährung einer Zuwendung zur Projektförderung sind un­

Verwendung des eingeführten Antragsmusters schriftlich mit entspre­

an 



Muster zu verlangen. 

die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie 

für den Nachweis und die Prüfung der Verwendung der Mittel und die 

ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­

forderung der gewährten Zuwendung gelten die WNVG zu § 44 LHO in 

Verbindung mit diesen Bewirtschaftungsgrundsätzen. 

Die Auszahlung der Zuwendung kann erst erfolgen, wenn der Bescheid 

bestandskräftig geworden ist (nach Ablauf eines Monats nach Bekannt­

gabe des Zuwendungsbescheides). Der Zuwendungsnehmer kann die 

Bestandskraft des Zuwendungsbescheides herbeiführen und die Auszah­

lung beschleunigen, wenn er der Bewilligungsbehörde gegenüber schrift­

lich erklärt, dass er auf die Einlegung von Rechtsbehelfen verzichtet. 

I nkrafttreten 

Diese Bewirtschaftungsgrundsätze gelten 





Programm-Controlling 
tür das Programm 

"Förderung von ambulanten therapeuti­
schen aßnahmen tür Personen, die 

.. 
wegen nes I 

1 



gefördert, 
2000 und 2014 weitere Projekte freier Trägerschaft in 
aufgenommen worden. Derzeit werden zehn Projekte gefördert1. 

Ziel der Förderung ist der Aufbau eines möglichst breit gefächerten Beratungs- und 
Behandlungsangebots für Sexualstraftäter in Ergänzung der bereits vom Strafvollzug 
und dem ambulanten Sozialen Dienst der Justiz angebotenen Beratungs- und Be­
handlungsmöglichkeiten. In der wissenschaftlichen Literatur ist unbestritten, dass für 
Sexualstraftäter nicht nur eine spezifische Behandlung geboten sondern auch ein 
entsprechender Bedarf besteht, der - so zeigen die Erfahrungen insbesondere des 
Fachbereichs Bevvährungshilfe - durch niedergelassene Therapeutinnen und Thera­
peuten nicht gedeckt werden kann. 

Der Handlungsbedarf ergibt sich aus der Anzahl der Sexualstraftäter, dem wissen­
schaftlich festgestellten Therapiebedarf und dem Mangel an entsprechenden Thera-
pieplätzen. Die Situation sich durch Entscheidungen des 
richtshof für Menschenrechte vom 1 12.2009 sowie 
vom 04.05.2011 insbesondere hinsichtlich des kurzfristigen Bedarfs an geeigneten 
Therapieplätzen für aus der Sicherungsverwahrung zu entlassende oder nicht in die 
Sicherungsverwahrung aufzunehmende rückfallgefährdete Straftäter nochmals ver­
schärft. Das Programm dient auch der Sicherstellung von Therapieangeboten im 
Rahmen entsprechender gerichtlicher Weisungen. Der Therapiebedarf wird ander­
weitig bisher nicht abgedeckt. 

Status-guo-Prognose: 

Durch das Programm werden die Beratungs­
xualstraftäter verbessert beziehungsweise 

Behandlungsmöglichkeiten für Se­
geschaffen. 



soll damit auch 
des Strafrestes zur t58\JlVan 

Entlastung des Strafvollzuges 

Das Programm soll die Maßnahmen/Möglichkeiten der Justiz sinnvoll ergänzen. 
Kostenneutrale Handlungsalternativen der Justiz selbst gibt es nicht. 
tive wäre in Einzelfällen eine Finanzierung durch die Krankenkassen oder die '-""-".I:...UAI 

hilfeträger. Diese scheitern in der Regel am Fehlen zugelassener 
Therapeuten fehlendem Krankheitswert Symptomatik. 

Rahmen der finanziellen Möglichkeiten wurden im Jahr 2015 - wie dargestellt - in 
Nordrhein-Westfalen insgesamt zehn Projekte gefördert. Vor dem Hintergrund der 
na4~Sr)rQiCnE~nEm Entscheidungen 1 

zur Verfügung von bisher um 
210.000,00 Euro auf 638.200 € aufgestockt worden. Damit sind zum Teil die 
täten des allgemeinen Programms ausgebaut worden. Darüber hinaus war 
2015 ein Betrag in Höhe von 32.000 € für entsprechende Bedarfsfälle reserviert. 

Die Projekte führen Maßnahmen in Düsseldorf, Duisburg, Arnsberg, Bochum, Dort­
mund, Bielefeld, Wuppertal, Köln und Langenfeld durch. Darüber hinaus ist die Be­
auftragung externer Therapeuten auch in anderen Regionen möglich. Die einschlägi­
gen haushaltsrechtlichen Vergabekriterien sind Bestandteil der jährlichen Zuwen­
dungsbescheide. Im Übrigen sind die Vorgaben der anliegenden Bewirtschaftungs­
grundsätze zu beachten. Die Angemessenheit der jeweiligen Förderbeträge bestimmt 
sich nach den jährlich einzureichenden Antragsunterlagen. 



Förderung ab 2008 orientiert an der der durchgeführten 
zungen. Für eine Einzeltherapiesitzung werden 110,00 € - 10 % Eigenbeteiligung 
und für eine Gruppentherapiesitzung pro Person 55,00 € - 10 % Eigenbeteiligung 
zugrunde gelegt. Diese Verfahrensweise unterstützt ein leistungsfinanziertes Bera­
tungsangebot und schafft Spielraum für eine Angebotsausweitung. 

Der Zielerreichungsgrad hinsichtlich der Sondermittel wird dadurch garantiert, dass 
diese ausschließlich bedarfsweise ausgeschüttet werden. Im Jahr 2015 konnten vier 
Sexualstraftäter, gegen die eine Sicherungsverwahrung nicht mehr vollzogen werden 
durfte, eine Therapie ausschließlich durch die Bereitstellung der im Jahr 2011 aufge­
stockten Mittel aufnehmen. 

Wirkungsanalyse und Wirtschaftlichkeitskontrolle: 

jährlich vorzulegenden Tätigkeitsberichten kann entnommen werden, das 





Statistik Köln, Profamilia 

Insgesamt I (einseht BezugspcrsQIlOIl und Therapieanfragen ohne 
iharaplobcgiM)lnsgcsamt 

Anzahl der Klienten 
(einseh!. Bezugspersonen und Therapioanfragcn ohne Thcrapiobeginn) 

82 

Insgesamt erfasste Täter 61 

Insgesamt behandelte Täter 51 

sexueller Missbrauch von Kindern 3: 
Delikte 

sonst. sexueller Missbrauch l' (bezogen auf behandelte Täter zum 
Zeitpunkt dos Erstgosprächs. 

Mehrfachnenouogen mögllch}Dcllktc sex. NötigungfVergewaltigung I 

(bezogen auf behandelte Täter zum Exhibitionismus 
Zeitpunkt des Erstgosprl:!Chs, 
Mehrfachncnn\Jngen möglich) Kindermissbrauchsbilder 2' 

Andere Sexual~, bzw. sexuell motivierte Delikte 

Klienten mit laufendem Verfahren ~ 

Verurteilte mit Strafaussetzung zur Bewährung 3~ 

Inhaftierte (Ausführung, Ausgang, Urlaub, ete.) , 

Haftentlassene Vollverbüßung • 
Klientenstatus Strafrestaussetzung zur Bewährunq 

(bezogen auf behandelt(l Tät(;( zum KURS-Einstufung A Zeitpunkt des 
Erstgesprächs)Kllentcnstatus B 

{bezogen auf behandelte Tätor zum 
Zoitpunkt des Erstgesprächsl C 

lunbekannt 

Klienten ung 
ohneW 

Bezugspersonen 

eigene Meldung 

Polizei 

Veranlassung der 
Staatsanwaltschaft 

Juger '.;;J Kontaktaufnahme des iH;;~ 

Täters durch Gericht 1 
( .'.IbO!l bez.ogen auf erfasste Täter) JVA 

aSO 1 
Sonstige 

kein Verfahren 

Jugendlicher 

nicht aufgenommene 
Kapazitätsaussehöpfung 

delbar 3 Klienten 
Teilnahme für Klient nicht möglich ~ 

Kontaktabbruch vor Aufnahme t! 

Sonstiges 

Klientenkontakte gesamt 523 
Anzahl und Form der 

Einzeltherapiesitzungen 175 e:' 432 
.'" 

Gruppentherapiekontakte (Klienten kontakte) 348 



Statistik lOT e,V. Köln, Viersen 

lili:>l;l"""Olln 

(e!nseht BezugspersoMn und Therapieanlra~en ohne Therapiebeginn) 50 

Anzahl der Klienten Insgesamt erfasste Täter 44 

Insgesamt behandelte Täter 38 

sexueller Missbrauch von Kindern 15 

Delikte 
sonst sexueller Missbrauch 

(bezogen auf behandelte Täter zum sex. NötigungIVergewaltigung 6 
Zeitpunkt des Erstgesprächs, Exhibitionismus 3 
Mehrfachnennungen mögHch) 

Kindeni1issbrauchsbilder 18 
.... 

, bzw, sexuell motivierte Delikte 2 

Klienten mit laufendem Verfahren 2 

Verurteilte mit Strafaussetzung zur Bewährung 33 

Inhaftierte (Ausführung, Ausgang, Urlaub, eie.) .3 

Haftentlassene Voliverbüßung 5 
Strafrestaussetzung zur Bewährung 1 

Klientenstatus KURS-Einstufung A 3 
!ogen auf behandelte Täter zum 

B 1 Zeitpunkt des Erstgesprächs} 

I 
C 1 
unbekannt 

Klienten mit Weisung 35 
ohne Weisung 9 

Bezugspersonen 5 

eigene Meldung 4 

Polizei 

H. mg der Staatsanwaltschaft 
V~IQI 

Kontaktaufnahme des Jugendgerichtshiife I Täters durch Gericht 
• (Angabun bezogen auf erfasste Täter) JVA 3 

aSO 28 
Sonstige (darunter Rechtsanwalt:::: 6; Psychiater:::: 2) 9 .., 
kein Verfahren 2 

Jugendlicher 

nicht aufgenommene 
Kapazitätsausschöpfung 

nicht behandelbar 
Klienten 

Teilnahme für Klient nicht möglich 

Kontaktabbruch vor Aufnahme 4 

Sonstiges (Ablehnung der Therapie nach einigen Kontakten 6 

Klientenkontakte gesamt 684 
Anzahl und Form der 

Einzeltherapiesitzungen 
Sitzungen 208 

Gruppentherapiekontakte (Kiientenkontakte) 476 



Arbeiterwohifahrt Düsseldofl +-

'" 
~.8ezt!gspersonen und Therapieanfmgen ohne Therapiebeginn) 229 
h erfasste I' '" 195 
h. "- behandeite 111 

'" 163 

sexueller Missbrauch von" Kindern 109 

Delikte 
sonst. sexueller Missbrauch 0 

(bezogen auf behandelte Tater zum sex. NötigungIVergewaltigung 23 
Zeitpunkt des Erstgesprächs, Exhibitionismus 2! 
Mehrfachnennungen möglich) 

Kindermissbrauchsbilder 6 
Andere Sexual-. bzw. sexuell motivierte Delikte 

Klienten mit laufendem Verfahren 1 

Verurteilte mit Strafaussetzung zur Bewährung 3 
Inhaftierte (Ausführung, Ausgang, Urlaub, ale.) 12 

Haftent!assene Vollverbüßung 88 
Strafrestaussetzung zur Bewährung 7 

Klientenstatus KURS-Einstufung A 32 
(bezogen auf behandelte Täter zum 

B 31 Zeitpunkt des Erstgespräc!1s) 

C 15 
unbekannt 

Klienten mit Weisung 1 
ohne Weisung 

Bezugspersonen 

eigene Meldung 

Polizei 15 
.. 

I1 Staatsanwaltschaft 2 ta 

Kontaktaufnahme des Jugendgerichtshilfe 0 

Täters durch IGericht 6 
(Angaben bezogen auf erfasste Täter) lJV, 12 

,aSD "102 

Sonstige 25 
kein Verfahren 0 

Jugendlicher 4 

nicht aufgenommene 
Kapazitätsausschöpfung 0 

Klienten 
nicht behandelbar 2 

Teilnahme für Klient nicht möglich 3 

Kontaktabbruch vor Aufnahme 17 
Sonstiges 17; Klientenkontakte gesamt 

Anzahl und Form der 
Einzeltherapiesitzungen Düsseldorf 589 Duisburg 702 

Sitzung\.... 1291 

Gruppentherapiekontakte (Klientenkontakte)Düsseldorf 416 



Statistik Beratungsstelle punktum Wuppertal 

..., 
(einseh!, Bezugspersonen und Tharap!eanfragen olme Therapiebeginn) 71 

Anzahl der Klienten .L erfasste Täter 69 

Insgesamt behandelte Täter 6 

sexueller Missbrauch von Kindern 31 

Delikte 
sonst sexueller Missbrauch 

(bezogen auf behandelte Täter zum sex. NötigungNergewaltigung 1 
Zeitpunkt des Erstgespfächs. Exhibitionismus 
Mehrfachnennungen möglich) 

Kinderpornographle } 
Andere Sexual-, bzw. sexuell motivIerte Delikte 

Klienten mit laufendem Verfahren 

Verurteilte mit Strafaussetzung zur Bewährung 3 
Inhaftierte (Ausführung, Ausgang, Urlaub. etc.) 

Hafte ntlasse ne =~OIlVerbÜßung 1, 

trafrestaussetzung zur Bewährung 

Klientenstatus KURS-Einstufung A 3 
{bezogen auf behandelte Täter zum 

B 11 Zeitpunkt des Erstgespfäehs} 

C i 
unbekannt 

Klienten mit Weisung 1 ohne Weisung 

Bezugspersonen 

eigene Meldung ( 

I Polizei ,I. 

I Vf:i:l . ..... der Staatsanwaltschaft 2 
U' .. , • des Jugendgerichtshilfe 1 

Täters durch I Gericht 8 
(Angaban bet.ögel'l auf erfasste Täter) JVA 12 

aSO 38 
Sonstige 4 

kein Verfahren 0 
Jugendlicher 0 
Kapazitätsausschöpfung 0 

nicht aufgenommene 
nicht behandelbar 1 Klienten 
Teilnahme für Klient nicht möglich 2 

Kontaktabbruch vor Aufnahme 5 
Sonstiges ( 

Klientenkontakte gesamt 118 
Anzahi und Form der 

Einzeltherapiesitzungen 
Q ....... nNon 50 -..,. 

Gruppentherapiekontakte (Klienten kontakte ) 67 



Statistik 2015 E!f1lriclr'Jtuna~maim€rWld Angebotsort 

{einS';;hl. Bezugspersonen und Therapieanfragen ohne Therapiebeginn} 

Anzahl der Klienten 
'" 

erfasste Täter Al 
Insgesamt behandelte Täter 3 
sexueller Missbrauch von Kindern S 
sonst. sexueller Missbrauch /' Delikte 
sex. NötigungNergewaltigung -:t (bezogen auf behandelte Täter zum 

Zeitpunkt des Erstgesprächs, Exhibitionismus A 
Mehrfachnennungen möglich) 

Kindermissbrauchsbilde r 0 
Andere Sexual-, bzw. sexuell motivierte Delikte / 
Klienten mit laufendem Verfahren / 
Verurteilte mit Strafaussetzung zur Bewährung K 
Inhaftierte (A~sführung. Ausgang, Urlaub, etc,) /' 
HaftenUassene VollverbOßung 3; 

Strafrestaussetzung zur Bewährung / 
Klientenstatus KURS-Einstufung A /l 

(bezogen auf behandelte Täter zum 
8 I Zeitpunkt des Erstgesprächs) 

C / 
unbekannt / 

Klienten mit Weisung ~ 
ohne Weisung ~ 

Bezugspersonen 

eigene Meldung 

Polizei 
, , 

!1f"!!J der Staatsanwaltschaft 
v~.<;:u 

Kontaktaufnahme des Jugendgerichtshilfe 

Täters durch Gericht 
i {Angaben bezogQI1 auf erfasste Täter} JVA 

aSD Jlj1 
Sonstige 

kein Verfahren 

Jugendlicher 

nicht aufgenommene 
Kapazitätsausschöpfung 

nicht behandelbar 
Klienten 

Teilnahme für Klient nicht möglich 

Kontaktabbruch vor Aufnahme 

Sonstiges 1()"o.ee:t<~t\etIDllid"~hl\ \k Gf1JAOt, :t 
Klientenkontakt~gesMnt 

. 
( I 

0 
Anzahl und Form der Einzeltherapiesitzungen 

Sitzungen 
Gruppenlherapiekonlakte (Klientenkontakt:';~ 



{bezogen auf rn;li1ll!ndeil~ 
Zeitpunkt des Erstgesprac!1u, 
M,"!"IrinchrIUmlU!1!~en mögHch} 



! {oinscn!, und 'w '" 83 

der ~. Insgesamt erfasste Täter 
60 

Insgesamt behandelte Täter 
53 

sexueUer Missbrauch von Kindern 42 

sexueller Missbrauch 2 
Denkte ~ .,,,,.. 

i '1 (bo:togen auf behlmdolto Tätllr .tUIl\ 
"<:I' ':;1'" 

leltpunkt des Erstg!!sprllchS, ... " 

4 Mllhrfllchn(lnllllngen möglich) '''''' 
I{i( 14 

Sexual-, bzw, sexuel! motivierte Delikte 0 
I", .• fonrlorn c 

~i 

Vt::lUIL\:Jlll\:J mit ~t,.",f"jl<:l.~/!ibung zur Bewährung 23 
Inhaftierte (Ausführung, Ausgang, Urlaub, ete.) 11 

Haftentlassene 21 

Strafresiausset2unQ zur BeWährung 9 

Klientenstatus KURS-Einstufung A 10 
a,ö, ,{?.>n ~ .. f mm"mllme 'lIrer zum 

"-'mp ...... """'" ß 6 

C 1 

unbekannt 2 

Klienten mitWeisuoQ 46 

ohne Weisut1Q 14 
:~ 

nen 23 
eigene Meldung 5 

Polizei 5 

.. staatsanwaltschaft 0 
..., der 

If . ~ des vU!::I'=""" 2 

Täters durch Gericht 4 
(Angaben bewgelllluf orfasstG TlltUT) 

JVA 14 

aSO 26 

Sonstige 4 
•• ,~,~ •• .,w.,.... .. ",",,,", •• " 

kein Verfahren 
,"' 

.JUl;]t::IIVII\."fIt::1 

1(. ' .~~ 
2 "" nicht.duiUe ..... nicht behandelbar 

möglich 1 

1(, " 3 t-\Ulllcltllll\:J 

"\JII~U!::l\:J:::; 1 -
Klientenkontakte gesamt 1097 

~if""w""i"'" 
E.inzeitheraplesitzungen 308 

'" 
Gruppentherapiekontakte (Klientenkontakte ) 789 

16 



Sexu.alsltra1ftäterthelrar:lie - Brücke Dortmund ra.V 

-(einseht. Bezugspersonen und Therapieanfragen ohne Therapiebeginn} 160 

der KHenten 
~ 

erfasste Täter 142 

insgesamt behandelte Täter iOO 

sexueller Missbrauch von Kindern ~ 
sonst. sexueller Missbrauch 0 

Delikte 
sex. NötigungNergewartigung 20 {bezogen auf behandelte Täter zum 

Zeitpunkt des Erstgesprachs, Exhibitionismus 4 
MehrfachnennUl1gen möglich) 

Kinderpornographie 32 

Andere Sexual-, bzw. sexuell motivierte Delikte 1 

Klienten mit laufendem Verfahren 1 

Verurteilte mit Strafaussetzung zur Bewährung 41 

Inhaftierte (Ausführung, Ausgang, Urlaub, etc.) 5 

Haftentlassene Vollverbüßung 26 
Strafrestaussetzung zur Bewährung 11 

Kfientenstatus KURS-Einstufung A l 
(bezogen auf behandelte Täter zum 

B 11 Zeitpunkt des Erstgesprächsl 

C '1 

unbekannt 18 

Klienten mit Weisung { 

ohne Weisung 

Bezugspersonen 

eigene Meldung 32 

Polizei 1 

,1 .... der Staatsanwaltschaft 0 
'l;;'J(lI1 

Kontaktaufnahme des Jugendgerichtshilfe 0 

Täters durch Gericht 1 
(Angaben bezogen auf erfasste Täter) JVA 24 

aSO 67 

Sonstige 17 

kein Verfahren 1 

Jugendlicher 0 

Kapazitätsausschöpfung 2 
nicht aufgenommene 

nicht behandelbar 1 
Klienten 

Teilnahme für Klient nicht möglich 6 

Kontaktabbruch vor Aufnahme 20 

Sonstiges 2 

Klientenkontakte gesamt 1727 
Anzahl und Form der 

Einzeltherapiesitzungen 679 

Gruppentherapiekontakte (Klientenkontakte ) 1048 



Statistik 2015 Einrichtungsname und Angebotsort 

insgesamt 
27 (einseht. Bewospersonen und Therapieanfragen ohne Therapiebeginn) 

Anzahl der Klienten Insgesamt erfasste Täter 24 

Insgesamt behandelte Täter 
I 

21 

sexueller Missbrauch von Kindern 11 

Delikte 
sonst. sexueller Missbrauch 1 

(bezogen auf behandelte Täter zum sex. NötigungNergewaltigung 0 
Zeitpunkt des Erstgesprächs, Exhibitionismus 1 
Mehrfachnennungen mögliCh) 

Krndermissbrauchsbilder 12 

Andere Sexual-, bzw. sexuell motivierte Delikte 3 

Klienten mit laufendem Verfahren 3 
Verurteifte mit Strafaussetzung zur Bewährung 17 

Inhaftierte (Ausführung, Ausgang, Urlaub, etc.) 0 

Haftentlassene Vollverbüßung 3 
Strafrestaussetzung zur Bewährung 0 

== 
Klientenstatus KURS-Einstufung A 2 

I {bezogen auf behandelte Täter zum 
B 0 Zeitpunkt 00$ Erstgesprächs) 

C 0 
unbekannt 0 

Klienten mit Weisung 24 
ohne Weisung 0 

Bezugspersonen 3 

eigene Meldung 3 
Polizei 0 

" ~ In!; der Staatsanwaltschaft 0 

1 
""!;tl 

Kontaktaufnahme des Jugendgerichtshilfe 0 I Täters durch Gericht 0 
(Angaben belogen auf erfasste Täler) JVA 1 

i aSO 18 
Sonstige 2 

kein Verfahren 0 

Jugendlicher 0 

nicht aufgenommene 
Kapazitätsausschöpfung 0 

Klienten 
nicht behandelbar 0 
Teilnahme für Klient nicht möglich 3 
Kontaktabbruch vor Aufnahme 0 

Sonstiges 0 

Klientenkontakte gesamt 166 
Anzahl und Form der 

Einzeltherapiesitzungen 
Sitzungen 150 

Gruppentherapiekontakte (Klientenkontakte) 16 

C:\Users\l(laus\Oocuments\Sexualstraftäter Statistikbogen 2015 



1. 

1.1 Das Land gewährt Zuwendungen zur Förderung von Projekten Freier 
Träger zur therapeutischen Behandlung von erwachsenen Sexualstraftä­
tern nach Maßgabe dieser Richtlinien und den Verwaltungsvorschriften 
zu § 44 

1 Anspruch des Antragstellers auf Ge\ft/ährung der Zuwendung besteht 
nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet vielmehr aufgrund ihres 
pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

Vertrauenstatbestand wird durch die Bewilligung der Zuwendung für 
künftige Haushaltsjahre nicht geschaffen, weil nicht ausgeschlossen 
werden kann, dass die Entwicklung der Haushaltslage des Landes Kür-

von Zuwendungen Rahmen Haushaltsplanung erfordert 
oder Zuwendungen Dieses 
der Zuwendungsnehmer, insbesondere bei Abschluss, Änderung oder 
Verlängerung von Verträgen (z. Mietobjekte oder für Personal), zu be­
rücksichtigen. 

Gegenstand und Zielsetzung der Förderung 

Ziel der Förderung ist der Aufbau eines möglichst breit gefächerten Beratungs­
und Behandlungsangebotes für erwachsene Sexualstraftäter in Ergänzung der 
bereits vom Strafvollzug und den sozialen Diensten der Justiz (Bewährungshilfe, 

Beratungs- und 



von diesem 

den auch Familienberatung , Krisen-
intervention und - sofern Einzelfall geboten - familientherapeutische 
Angebote, ggf. im Zusammenwirken mit opferbezogenen Einrichtungen, 
gehören. 

Behandlungsplan sollte enthalten: 

eine Klärung des Therapiebedarfs, 
Therapie-Bereitschaft; 

Therapie-Eignung 

eine Eingangsanamnese und -diagnose für eine zielgerichtete, an 
der Schwere der Störung ausgerichtete Behandlung; 

ein Behandlungskonzept; 

eine Darstellung, welche Maßnahmen durchgeführt, inwieweit welche 
Behandlungsziele erreicht und welche Behandlungsziele ggf. aus 
welchen 

der 10 zu zu 
legen. Sofern die Schwere der Symptomatik nicht in dem Maße 
geben ist, dass sie das Ausmaß einer ICD 10 - Diagnose im Sinne 
einer Krankheit rechtfertigt, sollte diese dennoch in Anlehnung an 
den ICD 10 erfolgen. 

2.3 Die Maßnahmen sollen durchgeführt werden insbesondere für in 
Deutschland lebende erwachsene Personen, 

§§ 1 - 179 ( Straftaten 

se-



1 Zuwendungsempfänger sind die Freien Träger der Wohlfahrtspflege, die 
Therapeutinnen und Therapeuten für die Behandlung von Sexualstraftä-

stellen oder Therapeutinnen Therapeuten vermitteln. 

Zuwendungsempfänger können juristische Personen des privaten 
und öffentiichen Rechts nlit Ausnahme von Gebietskörperschaften sein, 
die aufgrund ihrer AufgabensteIlung und ihrer Erfahrung zur Durchfüh­
rung der Maßnahmen geeignet erscheinen. 

Zuwendungsempfänger beschränkt sich derzeit 

- Arbeiterwohlfahrt Düsseldorf 

Institut für und 

- Arbeiterwohlfahrt Düsseldorf (Projekt Duisburg) 

- Wichernhaus Wuppertal 

- Verein zur Förderung der Bewährungshilfe Arnsberg 

"man-o-mann" Männerberatung im VSGB Bielefeld 

Caritasverband Bochum 

Brücke Dortmund 

- Verein sozial-integrativer Projekte Münster 

- Verein zur Förderung der Bewährungshilfe Paderborn 



4.2 Ärzte, Psychologen oder Sozialarbeiter können behandelnde Therapeu­
tinnen und Therapeuten sein. Sie müssen über eine psychotherapeuti­
sche Zusatzausbildung sowie über eine qualifizierte Weiterbildung auf 
dem Gebiet der Behandlung von Sexualstraftätern (z. B. aufgrund einer 
Tätigkeit im Maßregelvollzug oder im Justizvollzug) verfügen. Die Qualifi­
kationen sind nachzuweisen, möglichst durch Bestätigung öffentlicher 
Stellen (z. Gesundheitsamt, Psychologischer Dienst Justizvoll­
zugsanstalten, Bewährungshelfer). 

Das Justizministerium kann im Ausnahmefall zulassen, dass, sofern 
Therapeuten selbst nicht alle Voraussetzungen nach Ziffer 4.2 erfüllen, 
eine Supervision durch entsprechend qualifizierte Kräfte ausreichend ist. 

5.1 Die Zuwendung erfolgt als Zuschuss in Form der Projektförderung. 
eine Einzeltherapiesitzung werden 110,00 € (netto = 100,00 €) und 
für eine Gruppentherapiesitzung pro Person 55,00 € (netto = 50,00 €) 
erstattet. 

Die Zuwendung wird als Anteilfinanzierung des zu erfüllenden Zwecks 
gewährt (bis zu 90 % Landesmittel; mindestens 10 % Eigenanteil. 



6.1 dem Personaleinsatz 

Umfang), 

6.1.3 

1 

der Zahl der behandelten Personen nach 

Therapie(n), 

Therapiemaßnahmen nach 

vorzulegen. 

6.2 Als Anlagen zum Tätigkeitsbericht sind vorzulegen: 

1 knappe Darstellung Ausgangssituation vor der 

6.2.2 eine knappe Darlegung der fachlichen 

rapeutischen fv1a ßnahmen, 

der geleisteten 

6.2.3 eine knappe Darstellung mit konkreten Angaben zur Effizienz (Zielerrei­

chung) der therapeutischen Maßnahmen, 

6.2.4 eine Stellungnahme der Führungsaufsichtsstelle/Bewäh-

rungshilfe/Gerichtshilfe zu 

- der Effizienz der Therapiemaßnahmein, 



jektförderung. 

Bewilligungsbehörde ist der/die Präsident/-in des Oberlandesgerichts, 

dessen/deren Bezirk der Zuwendungsempfänger seinen Sitz hat. 

Anträge auf Gewährung einer Zuwendung zur Projektförderung sind un­

ter Verwendung des eingeführten Antragsmusters schriftlich mit entspre­

chender Projektbeschreibung und einem Finanzierungsplan an die Bewil­

ligungsbehörde zu richten. 

7.3 Bewilligungsbehörde erteilt dem Maßnahmeträger einen 

dungsbescheid nach dem eingeführten Muster. 

7.4 Die Auszahlung der Zuwendung richtet sich nach den Regelungen des 

Zuwendungsbescheides. 

7.5 Die Bewilligungsbehörde hat den Verwendungsnachweis 

geführten Muster zu verlangen. 

ein-

7 die Bewilligung, Auszahlung 

für den Nachweis und die Prüfung der Verwendung der Mittel und die 

ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­

forderung der gewährten Zuwendung gelten die Verwaltungsvorschriften 

zu § 44 LHO in Verbindung mit diesen Bewirtschaftungsgrundsätzen. Die 

Auszahlung der Zuwendung kann erst erfolgen, wenn der Bescheid be­

standskräftig geworden ist (nach Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe 

des Zuwendungsbescheides). Der Zuwendungsnehmer kann die Be­

standskraft des Zuwendungsbescheides herbeiführen und die Auszah­

lung beschleunigen, wenn er der Bewilligungsbehörde gegenüber schrift-

er von 



die nicht an die 
nicht 

Zielsetzung der Förderung durch Sondermittel 

Ziel der Förderung ist die Sicherstellung eines Behandlungsangebotes für Sexual­
straftäter in Ergänzung der bereits durch das Projekt "Förderung von 
therapeutischen Maßnahmen Freier Träger für Personen, die wegen Sexualde­
liktes verurteilt worden sind" sowie der vom Strafvollzug und den sozialen Diensten 
der Justiz (Bewährungshilfe, Gerichtshilfe, Führungsaufsicht) angebotenen 
tungs- und Behandlungsmöglichkeiten. 

Soweit diese besonderen Bewirtschaftungsgrundsätze keine abweichenden Rege­
lungen vorsehen, gelten die Bewirtschaftungsgrundsätze für die Förderung von am­
bulanten therapeutischen Maßnahmen Freier Träger für Personen, die wegen eines 
Sexualdeliktes verurteilt worden sind (4230 -111 4). 

Betroffene von dieser Förderung sind wegen einer 2 
Buchstabe a der Konzeption zum Umgang mit rückfallgefährdeten Sexualstraftätern 
in Nordrhein-Westfalen (KURS NRW) erwähnten Tat verurteilt und 

a) 

die entweder aus einer deswegen angeordneten Unterbringung in der Sicherungs­
verwahrung entlassen worden sind 

b) 



aus 

nicht angeordnet worden ist. 

3. Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger ist der Brücke Dortmund e. V. 

Gegenstand, Umfang sowie Höhe der Förderung 

Gefördert werden Maßnahmen nach den Maßgaben der Nr. 1 und 2.2 der Bewirt­
schaftungsgrundsätze für die Förderung von ambulanten therapeutischen Maßnah­
men Freier Träger für Personen, die wegen eines Sexualdeliktes verurteilt worden 
sind (4230 - A. 

Die Förderung muss erforderlich sein. Die Erforderlichkeit kann sich insbesondere 
aus einer gerichtlich erteilten Weisung gemäß § 68b Absatz 1 Satz 1 Nr. 11 oder Ab-
satz 2 2 StGB ergeben. 

Die Förderung ist nachrangig. Sie setzt voraus, dass die Kosten der Therapie weder 
von einem externen Kostenträger (Krankenkasse, Sozialversicherungsträger) über­
nommen werden noch von der oder dem Betroffenen selbst getragen werden kön­
nen. Eine Förderung kann ausnahmsweise auch dann erfolgen, wenn eine für die 
Therapie erforderliche Freiwilligkeit dadurch entfallen würde, dass die Betroffene o­
der der Betroffene die Kosten trägt. 

Die Zuwendung erfolgt als Zuschuss in Form der Projektförderung. Für eine 
therapiesitzung werden 110,00 € (netto = 100,00 €) und für eine 

_L:li>II"Ii:!'''''" 55,00 € = 50,00 



Förderungsfähig sind die Personal- und Sachausgaben, die für die Durchführung der 
Projektmaßnahme notwendig sind. Hierunter fallen auch notwendige Fahrtkosten der 
Betroffenen oder des Betroffenen, sofern diese von dem Zuwendungsempfänger 
übernommen werden. Eine Bagatellförderung kommt nicht in Betracht. 

Die Entscheidung, ob eine Förderung nach diesen Bewirtschaftungsgrundsätzen aus 

Sondermitteln in Betracht kommt, trifft das Justizministerium des Landes Nordrhein­

Westfalen auf der Grundlage des Berichts der Präsidentin oder des Präsidenten des 

Oberlandesgerichts, in dessen Bezirk die zuständige Führungsaufsichtsstelle ihren 

Sitz hat. Das Justizministerium legt auch fest, ob eine Förderung im Wege der Volifi­

nanzierung gewährt wird. 

Inkrafttreten 
Diese Bewirtschaftungsgrundsätze gelten für das Jahr 2015. 





rogramm-Controlling 
für das Programm 

n ng der Täterarbeit als ittel 
Gewaltprävention und der Haftvermei-



beitsgemeinschaft Täterarbeit Häusliche Gewalt. Vorhandene sollten finanziell 
unterstützt und Regionen ohne Täterarbeitseinrichtungen neue Träger 
werden. 

Handlungsbedarf ergibt sich aus festgestellten Behand-
lungsbedarf gewalttätiger Männer und dem Mangel an entsprechenden 

Täterarbeit kann bei Straftaten im Zusammenhang "häuslicher Gewalt", von 
der überwiegend Frauen und Kinder betroffen sind, einen wirksamen 
nur zum Opferschutz, sondern auch zur Haftvermeidung leisten. Täterarbeit ist ein 
unterstützendes Angebot zur Verhaltensänderung für gewalttätige Männer. Die 
luierung entsprechender Projekte hat ergeben, dass bei den Teilnehmern 
Verhaltensmodifikationen bewirken kann, zu 
physischer Gewalt führen. Das Programm dient 
vollzug und dem ambulanten Sozialen Dienst der Justiz 

Behandlungsrl1öglichkeiten sowie 
Rahmen entsprechender gerichtlicher Weisungen. 

Status-qua-Prognose: 

Durch das Programm werden die Täterarbeitsangebote verbessert und perspekti­
visch auch eine Entlastung der Straf justiz und des Strafvollzugs erreicht. 



Jahr 2015 wurden in Nordrhein-Westfalen insgesamt 18 Projekte Das 
Fördervolumen belief sich auf 349.600,00 Euro. Die einschlägigen 
chen Vergabekriterien sind Bestandteil der jährlichen Zuwendungsbescheide. 
rigen sind die Vorgaben der anliegenden Bewirtschaftungsgrundsätze zu 

Angemessenheit der jeweiligen Förderbeträge bestimmt sich 
einzureichenden Antragsunterlagen. 

Die Umsetzung erfolgt über das Justizministerium sowie die Präsidentin 
hungsweise die Präsidenten der Oberlandesgerichte Düsseldorf, 
1-f~1,.",.... .... It"V1I~~n mit den örtlichen u ................. ,,++ ...... ,..., ........ .... 

Überprüfung des Implementationsgrades: 

Das 2011 begonnene Programm ist bedarfsgerecht ausgerichtet. Die Umsetzung des 
Programms wird weitestgehend durch die anliegenden Bewirtschaftungsgrundsätze 
sichergestellt. 

Die Förderung orientiert sich an der Anzahl der durchgeführten Gesprächsangebote. 
Für eine Einzelberatung werden 88,00 € - 10 % Eigenbeteiligung und für eine Grup­
penberatung pro Person 55,00 € - 10 % Eigenbeteiligung zugrunde gelegt. Diese 
Verfahrensweise unterstützt ein leistungsfinanziertes Beratungsangebot. 



Förderprogramm 
von den Tätern angenommen von 
dem Gebiet der Vermeidung häuslicher Gewalt begrüßt. Weitergehende 
se liegen nicht vor. 

Die Wirtschaftlichkeit des Mitteleinsatzes (Rückfallquote, Entlastung der Justiz 
des Strafvollzuges) wäre nur einem erheblichen Aufwand 
Begleitforschung) messbar. 

Die Zuwendungen werden nach Maßgabe landesrechtlichen 
ten vergeben. Der Mitteleinsatz bestimmt sich im Übrigen auch aus der Vergleichbar­
keit der Zuwendungsempfänger. 



2015 - Ad .. ",itpf'\Mr,hHbhl"t DüsseLdorf 

derTN an Personen, die ein Täterprogramm begonnen 

rprogrammen 
kl. eventueller Fälle Personen, die ein begormes Täterprogramm ;'!h':;AI-, .. ,."d~r.,n 

5 dem Vorjahr) ausgeschlossen 'Morden sind 

Personen, die ein begormes Täterprogramm abgeschlossen haben 

Anzahl der TN nach TN, denen keine justizieHe Weisung erteilt worden ist 

Art der Weisung (alle 7 

neuen Fälle des 

Beratungsa ngebote 

nach deren Art 

TN, denen eine justizie!le Weisung nach § 153a StPO (Einstellung 

Weisung erteilt worden ist des Verfahrens gegen Weisung, an 

einem Täterprogramm teilzunehmen) 

eisung nach § 56c StGB (Weisung des 

erichts im Rahmen der Aussetzung 

einer Strafe zur Bewährung, an einem 

rprogn:mwl1 teilzunehmen) 

andeflNeitige justizieHe Weisung (z.B. im 

Rahmen einer Führungsaufsicht) 

in Gruppensitzungen behandelte Pe~QllgD 

ausschließlich in Einzelberawngen behandelte Personen 

Anzahf der insgesamt im Jahr durchgeführten Gruppentreffen 

20 

1 

2 

17 

13 



Anlahl der an Personen, die ein Täterprogramm begonnen haben 
Täterprogrammen 
(inld. eventueUer Fälle Personen, die ein begonnes Täterprogramm abgebrochen naben oder 

aus dem Vorjahr) ausgeschlossen worden sind 

Personen, die ein begonnes Täterprogramm abgeschlossen haben 

Anzahl derTN TN, denen keine justizielle Weisung erteilt worden ist 
Art der Welsune (aUe 
neuen Fälle 
laufenden Jahres) 

TN, denen eifll:: Justhdelle 
Weisung erteilt worden ist 

Weisung nach § lS3a StPO (Einstellung 
des Verfahrens gegen WeISl.tn<~, an 
einem Täterprogramm teilzunehmen) 

Weisung nach § 56c StGB (Weisung des 

Gerl.chts im Rahmen der Aussetzung 
einer Strafe zur Bewährung. an einem 

Täterprogramm teilzunehmen) 

anderweitige justizielle Weisung {z.S. im 
Rahmen einer Fühwngsaufsicht} 

Anzahl der TN nach in Gruppensitwngen behandelte Personen 
Art der Beratung 

nach deren Art 
+ 
Summe der insgesamt 
je Person geleisteten 
Untef$tOtll.mgs~ und 

Berarungsangebote 
nach deren Art 

Einlelb~ratupgsaHg~bt*~ (Ä~4a~ra~ie'r lrrO"ctllr ~u#~gefijhrten 
Einzelgespräche ~ i~kt.dervoFbereitungStre'ffen·der GhJppen) 

/lkTur:; L-Le WllV;:Vt;LI,Sy 

(0:; .2PAro) 



Anzahl der T,..j an Personen, die ein Täterprograrnm begonnen haben 

Täterprogrammen 27 

Unk!. eventueller Fälle Personen, die ein begonnes Täterprogramm abgebrochen haben oder 

aus dem Vorjahr} ausgeschlossen worden sind 4 

Personen, die ein begonnes Täterprogramm abgeschlossen haben 
18 

hl der TN nach TN, denen keine justizielle We!sljng erteilt worden ist 
der Weisung (alle 4 

neuen Fälle des 

laufenden Jahres) 

Anzahl der TN nach 
Art der Beratung 

N, denen eine justizielle Weisung nach § 153a StPO (Einstellung 

Weisung erteilt worden ist des Verfahrens gegen Weisung, an 

einem Täterprogramm teilzunehmen) 

Weisung nach § 56c StGB (Weisung des 

Gerichts im Rahmen der Aussetzung 

einer Strafe zur Bewährung, an einem 

Täterprogramm teilzunehmen) 

anderweitige justizielle Weisung (z.B. im 

Rahmen einer Führungsaufsicht) 

in Gruppensitzungen behandelte Personen 

ausschließlich in Einzelberatungen behandelte Personen 

der Anzahl der insgesamt im jahr durchgeführten Gruppeneinheiten 

10 

4 

4 

14 

8 

Unterstützungs- und 29 

nach deren 

1-

Summe der insgesamt 

e Person geleisteten 
Unterstüt:nmgs~ und 

Beratungsangebote 

nach deren Art 



Anzahl der TN an Personen, die ein Täterprogramm begonnen haben 
Täterprogrammen in der Gruppe/3 Teilnehmer im Einzel (1 aus 2014) 14 
(inkl eventueller 
Fälle aus dem 
Vorjahr) 

Anzahl der TN 
nach Art der 
Weisung (alle 
neuen Fälle des 
laufenden Jahres) 

Zahl der 
Unterstützungs-­
und Beratungs­
angebote nach 
deren Art und 
Summe der 
insgesamt je 
Person 
geleisteten 
Unterstützungs-­
und Beratungs­
anaeJbo1te nach 
deren Art 

ein begonnenes Täterprogramm abgeschlossen 
11 TN, 8 Gnlppe, 3 Einzel 

TN, denen keine justizielle Weisung erteilt ist 

TN, denen 
justizielle Weisung 
erteilt worden ist 

der insgesamt im Jahr durchgeführten Gruppentreffen 

Teilnahm€~n an Gruppentreffen) 
Teilnehmer 23 Treffen 
Teilnehmer 5 Treffen (Abbrnch) 
'l'eilnehmer 1 Treffen (Abbruch 

Einzelberatungsangebote (Anzahl aller im Jahr durchgeführten 
Einzelgespräche - inkl. der Vorbereitungstreffen der Gruppen) 
Einzelangebot irn Ralunen der Gruppenangebote 
Ausschließlich 7 Teilnehmer 

3 

23 

177 

145 
15 

160 



46483 Korbmacherstrasse 

Stak' .,Lt 
I1 Taterarbelt Häusliche Gewalt 2015 

I 
Personen, die ein Täterprogramm "'<;6V '''' haben {insgesamt} 

Anzahl der 

Teiinehmer an Personen, die ein begonnes Täterprogramm C"~§,':''''I vt.:wm 
5 

1_-- • haben oder ausges~~!ossen worden sind 
I dU::qJI U'öJ 011111111::11 Im 

laufenden Jahr Personen, die ein begonnes Täterprogramm dlJbt:!)'-lIIU~:;.t;:1l 

haben 6 

Teilnehmer, denen keine justizielle Weisung erteilt worden ist 14 

Weisung nach § 153a 5tPO 

{Einstellung des Verfahrens gegen 
4 Weisung, an einem Täterprogramm 

Anlass für die teilzunehmen} 

Teilnahme an Weisung nach § 56c StPO {Weisung 
'Tät.t:1 pi UD! dn I! Ii I;;! 11 TN, denen eine justizielle des Gerichts im Rahmen der 

Weisung erteilt worden ist Aussetzung einer Strafe zur 

Bewährung, an einem ! 

Täterprogramm teilzunehmen} 

anderweitige justizielle Weisung 
(z.B. im Rahmen einer 0 

Führungsaufsicht) 
Anzahl der 

Teilnehmer an in Gruppensitzungen behandelte Personen 5 
Täterprogrammen 

nach Art der in i:1iI4d~CI Cl~ behandelte Personen 
geleisteten Sitzungen 

I Gruppenberatungsangebote 
Zahl der 

I 

(Anzahl der insgesamt im Jahr durchgeführten 
Unterstützungs~ und Gruppenberatungen) 
Beratungsangebote Einzelberatungsangebote 

nach deren Art {Anzahl der insgesamt im jahr durchgeführten Einzelberatungen 

Gruppenberatungsangebote 

Summe der 
(Summe der je Person wahrgenommenen Sitzungen; hier ist die 
Summe der Gruppenberatungen mit der Anzahl der jeweiligen 

insgesamt je Person Teilnehmer anzusetzen) 
geleisteten 

Unterstützungs- und 
Einzelberatungsangebote Beratungsangebote 

nach deren Art (Summe der je Person wahrgenommenen Sitzungen; entspricht 

Eintrag bei "Zahl der Unterstützungs- und Beratungsangebote 
nach deren 



2016~04-07 20 19 JMNR\,J 

Am:ahf der TN an Personen, die ein Täterprogramm begonnen haben 
iäterprogrammQn /fA 
(inld. eventueller Fälle Personen, die ein begormes Täterprogramm abgebrochen haben oder 

7 c]us dem Vorjahr) ausgeschlossen worden sind _.;,> 

. AnZClhl der TN nach 
Art der Weisung (alle 
neuen Fälle des 

I<lUfenden Jahres) 

Personen, die ~in begonnes Täterprogramm abgeschlossen haben 6 
TN, denen keine justizielle Weisung erteilt worden ist 

TN, denen eine justizielle 
Weisung erteilt worden ist 

Weisung nach § 153a StPO {Einstellung 

des Verfahrens gegen Weisung, an 
einem Täterprogramm teilzunehmen} 

Weisung nach § 56c StGB (Weisung des 
Gerichts im Rahmen der Aussetzung 
einer Strafe zur Bewährung, an (~inem 
T~itefprogramm teilzunehmen) 

anderweitige justizielle Weisung (z,ß. im 
Rahmen einer Führungsaufsicht) 

Anzahl derTN nach in GtuppenSiw .. mgen behandelte Personen 
Art dEr Beratung 

Zahl der 
Unterstüt41.mgsv und 
Beratungsangebote 

nach deren Art 

+ 

ausschließlich In Einzelberatungen behandelte ~rsonen 

Anzahl der insgesamt im Jahr durchgeführten Gruppentreffen 

Summe der insges:arrlt k:'· 
je Person geleisteten 
Unterstütwngs- und 
Beratungsangebote 
nach deren Art 



Anzahl der TN an Personen, die ein Täterprogramm begonnen habe 

Täterprogrammen 43 

(inkl. eventueller FäHe Personen, die ein begonnes Täterprogramm abgebrochen haben oder 

aus dem Vorjahr) ausgeschlossen worden sind 10 

Personen, die ein begonnes Täterprogramm abgeschlossen haben 
33 

Anzahl der TN nach TN, denen keine justizieHe Weisung erteilt worden ist 

Art der Weisung (alle 8 

neuen Fälle des TN, denen eine justiz:ielle Weisung nach § 153a StPO (Einstellung 

laufenden Jahres) Weisung erteilt worden ist des Verfahrens gegen Weisung, an 

einem Täterprogramm teilzunehmen) 

31 
Weisung nach § 56c StGB (Weisung des 

Gerichts im Rahmen der Aussetzung 

einer Strafe zur Bewährung, an einem 

Täterprogramm teilzunehmen) 
4 

anderweitige justizieHe Weisung (lJ5, im 

Rahmen einer Führungsaufsicht) 

0 

Anzahl der TN nach in Grupp€msitzung(~n behandelte. Personen 

Art der Beratung 43 
ausschließlich in Einzelberatungen behandelte Personen 

32 
Zahl der Anzahl der insgesamt im jahr durchgeführten Gruppentreffen 

rnterstiitzung •• und 108 

Beratungsangebote Gruppenberatungsangebote (Summe aller im Jahr durchgeführten 

I nach deren Art Teilnahmen an Gruppentreffen) 

t+ 

Summe der insgesamt 
464 

je Person geleisteten 
Eim.elberatungsangebote (Am.ahl aller im Jahr durchgeführten 

Unterstützungs- und 

Beratungsangebote 
Einzelgespräche • ink!. der Vorbereitungstreffen der Gruppen) 

oach deren Art 

347 



Anzahl der iN an 
Täterprogrammen 

kf. eventuelfer 

laufenden Jahres) 

der iN nach 

Unterstützungs- und 

6eratungsangebote 
nach deren Art 

+ 
Summe der 
insgesamt je Person 
geleisteten 

Unterstützungs-- und 
Beratungsangebote 

nach deren Art 

Neu:;:; 

Personen, die ein Täterprogramm begonnen haben 

IP",rc-r,,,,",,,n die ein begonnes Täterprogramm abgebrochen haben 

ossen worden sind 

Personen, die ein begonnes Täterprogramm abgeschl,ossen haben 

denen keine justizielle Weisung erteilt worden ist 

, denen eine justizielle Weisung nach § 153a StPO (Einstellung 

Weisung erteilt worden ist des Verfahrens gegen Weisung, an 

einem Täterprogramm teilzunehmen) 

Weisung nach § 56<.: StGB (Weisung des 

Gerichts im Rahmen der Aussetzung 

einer Strafe zur Bewährung, an einem 

Täterprogramm teilzunehmen) 

anderweitige justizie"e Weisung (z.B. 
im Rahmen einer Führungsaufsicht) 

Gruppensitzungen behandelte Personen 

ausschließlich in Einzeiberatungen behandelte Personen 

zahl der insgesamt im Jahr durchgeführten Gruppentreffen 

16 

7 

7 

3 

12 



in Gruppensitwngen behandelte Personen 

ließlieh in Einze!beratungen beihariGEllte Personen 

nach deren Art 



TN an Personen, die ein Täterprogramrn begonnen haben 
17 

Unk!. eventueller Fälle Personen, die ein begormes Täterprogramm abgebrochen haben oder 

us dem Vorjahr) ausgeschlossen worden sind 11 

Personen, die ein begonnes Täterprogramm abgeschlossen haben 

TN, denen ,~einejustizielle Weisung erteilt worden ist 

Art der Weisung (alle 
des TN, denen eine jl1~~izielle eisung nach § 153a StPO (Ejr)s~ellung 

derTN nach 

LJnterstützungs- und 
Beratungsang~~Qte 

nach deren Art 

Weisung erteilt worden ist es Verfahrens gegen Weisung, an 
einem Täterprogramm teilzunehmen) 

IWleisllnf1 nach § 56c StGB (Weisung des 

Ir.::", .. irhtc im Rahmen der Aussetzung 

justizielle Weisung {z.ß, im 

Rahmen einer Führungsaufsicht) 

in Gruppensitzungen behandelte Personen 

ausschließlich in Einzelberatungen behandelte Personen 

Anzahl der insgesamt im Jahr durchgeführten Gruppentreffen 

6 

3 

12 

1 

1 

4 

13 

4 



der Tl\! an 

neuen Fälle des 

laufenden Jahres} 

Anzahl der TN nach 

Art der Beratung 

der 
UnterstUtzungs- und 

Beratungsangebote 

nach deren Art 

+ 
Summe der insgesamt 

Person geleisteten 

UnterstOtzungs- und 

Beratungsangebote 

nach deren Art 

Personen, die ein Täterprogramm begonnen haben 

ausgeschlossen worden sind 

Personen, die begonnes Täterprogramm abgeschlossen haben 

TN, denen keine justizieHe Weisung erteilt worden ist 

t denen eine justizieIle ung nach§ 153a StPO (Einstellung 

Weisung erteilt worden ist des Verfahrens gegen Weisung, an 
einem Täterprogramm teilzunehmen) 

Weisung nach § 56c 5tG8 (Weisung des 

Gerichts im Rahmen der Aussetzung 

emer Strafe zur Bewährung, an einem 

Täterprogramm teilzunehmen) 

anderweitige justizielle Weisung (z.8. im 

Rahmen einer FGhrungsaufsicht} 

in Gruppensitwngen behandelte Personen 

ausschließlich in Einzelberatungen behandelte Personen 

der insgesamt im Jahr durchgeführten Gruppentreffen 

10 



Statistik zur Projektförderung 2015 

"Förderung der Täterarbeit als Mittel der Gewattprävention und der 
Haftvermeidung" 

Krisen- und Gewaltberatung für Manne, und .Jungen - Caritasverband für die Stadt Münster e, V, 

C3(itasverband für die Stadt Münster e. V. 
Josefstml,l,e 2, 4815. Munster 



Sti:~tls;tj~~bc,ae'n Täterarbeit Häusliche Gewalt 
Chance e.V. Münster 

Anzahl der Täterprogramrn begonnen 

Teilnehmer an F~;;.;......---------------------+------l 
Täterpro~ 

grammen 
ein begonnenes Täterprogramm 

haben oder ausgeschlossen wor-

(inkf. eventuel~ ler Fälle aus r .. -.· ...... · .... -w-------...... -.. ---~ .... " ................. _ ........... _.~ ...... H ................. _ ............... _ ....... _. _ _+_--

dem Vorjahr) Personen, die ein begonnenes Täterprogramm 8 
abgeschlossen haben 

Anzahl der TN 
nach Art der 
Weisung (alle 
neuen Fälle 
des laufenden 

Teilnehmer. denen keine justizielle Weisung erteilt worden ist 

-~ Weisung nach § 153a StPO 
(Einstellung des Verfahrens gegen die 

Weisung, an einem Täterprogramm 
teilzunehmen) 

1 

o 

Teilnehmer, denen eine 1 .. --· .... " ...... · .. ·\iV;;:f~·~;;~~ .. ;:; .. ;;;·;~h·~~ .. ·!;R;; .. !;lli5()·-.... · .... · .. t'''-,:;;,:--''i 
justizielle Weisung er- 2 
teilt worden ist (Weisung des im Rahmen der 

Aussetzung einer Strafe zur Bewährung, 
an einem Täterprogramm teilzunehmen) 

anderweitige justizielle Weisung (z. B. 1 
im Rahmen der Führungsaufsieht) 

der in Gruppensitzungen behandelte Person~ 
Teilnehmer 
nach Art der 
Beratung 

Zahl der Un­
terstützun9s~ 
und Bera-

ausschließlich in Einzelberatungen behandelte Personen 

Anzahl der insgesamt im Jahr durchgeführten Gruppentreffen o 
I tungsangebo- f·~"~,'N"·w" ... w ... "" .. w",, ........... , ........ ,, ........ _ ......................................................... , ...... ~.~--.. ---_ .......... --..... --.-................... -4· · .... · .. ·· .......... ·-.. 1 

! te nach deren 
i Art 
+ 

Summe der 
insgesamt je 
Person geleis~ 
teten Unter­
stützungs­
und Bera~ 
tungsange­
bote nach de­
ren Art 

Gruppenberatungsangebote 
aHer im Jahr durchgeführten Teilnahmen an 

Einzelberatungsanagebote (Anzahl aller im Jahr durchgeführten 
Einzelgespräche - InkL der Vorbereitungstreffen der Gruppen) 









Ase Deketl110n Te 

neuen Fälle des 
laufenden Jahres) 

r Kaiserstr.48, 50321 Brilhl 

2015 

IPe,rstllne:l1, die ein Täterprogramm begonnen haben 

begormes Täterprogramm abgebrochen haben oder 
sind 

Personen, die ein begonnes Täterprogramm abgeschlossen haben 

denen keine justizlelle Weisung erteilt worden ist 

denen eine justfzielle 
elsung ertellt worden Ist 

Weisung nach § 153a StPO (Einstellung 
des Verfahrens gegen Weisung, an 
einem Täterprogramm teilzunehmen) 

!\i\I,I')!I:III'I" nach § 56c StGB (Weisung des 
IGE~richts Im Rahmen der Aussetzung 
einer Strafe zur Bewährung, an einem 

ITä'teremjjgralllm teilzunehmen) 

t::\nilij:!>nIMPINa~iustjzlelle Weisung (z.B. tm 
fRalhmfHl einer FUhrungsaufslcht) 

GruppensItzungen benatlae!te'~MOJitl-

ausschließlich In EInzelberatungen behandelte Personen 

der insgesamt tm Jahr dttfchgefOhrtefi Gruppentreffen 

50 

16 

10 ' 

10 

26 

>! . 

-I· 

38 

12 

ARBEITER~ 
SAMARITER· 
BUND 

Raglonalvarband 
Erff/Oüren e.V. 

Am Hatmaokar 1 
50374 Erltstadt"Llblar 

Tel. 02235/42084 
Fax 02235/45192 



Anzahl der TN an 

Täterprogrammen 

{inl<!. eventueller 
fäll~äusdem 

Vorjahr} 

Per50nen, 

Personen, die ein begorliies Täterprogramm abgebrochen haben 

oder ausgeschlossen worden sind 

Personen, die ein begormes Täterprograrnm abgeschlossen haben 

Anzahl nach TN, denen keine justizielJe Weisung erteHt worden ist 

7 

16 

Art der Weisung {aHe !--_________ -r--_____ ~_~ _____ +_---7_! 

MUet1 Fälle 
lautenden Jahres} 

TI\I, denen eine justizielkl Weisung nach § 153a StPO (Einstellung 

Weisung erteilt '.Morden ist des Verfahrens gegen Weisung, <In 

einem Täterprogramm teilzunehmen) 

Weisung nach § 56c 5tGB {Weisung des 

Gerichts im Rahmen der Aussetzung 

einer Strafe zur Bewährung, an einem 
Tätl::rprogramm teilzunehmen} 

anderweitige justizielle Weisung (2..8. 
im Rahmen einer Führungsaufsicht) 

Anzahl der Ti\! nach ill Gruppensitzungen behandelte Personen 

21 

6 

3 

Art der 37 
ausschlielSlich in Einzelberatungen bE~handelte Personen 

10 
Zahl der Anzahl der insgesamt 

184 



1.1 Das Land gewährt Zuwendungen zur Förderung von Projekten Freier 
Träger, die mit männlichen Tätern im Rahmen von interinstitutionellen 
Kooperationsbündnissen gegen Häusliche Gewalt arbeiten, nach Maß­
gabe dieser Richtlinien und den Verwaltungsvorschriften zu § 44 

1.2 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet vielmehr aufgrund ihres 
pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
Ein Vertrauenstatbestand wird durch die Bewilligung der Zuwendung für 
künftige Haushaltsjahre nicht geschaffen, weil nicht ausgeschlossen 
werden kann, dass die Entwicklung der Haushaltslage des Landes Kür-
zungen von Zuwendungen Rahmen Haushaltsplanung 
oder Zuwendungen deswegen 
der Zuwendungsnehmer, insbesondere bei Abschluss, Änderung oder 
Verlängerung von Verträgen (z. Mietobjekte oder für Personal), zu be­
rücksichtigen. 

Gegenstand und Zielsetzung der Förderung 

Ziel der Förderung ist der Aufbau eines möglichst flächendeckenden Angebots 
von Maßnahmen der Täterarbeit nach den Standards und Empfehlungen der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Täterarbeit Häusliche Gewalt (BAG TäHG) 

(Bewährungshilfe, Ge-



an in '-'....,·<1.4" ... ...,1 

gegenüber ihren (ehemaligen) 
walttätig geworden sind, sofern Kosten ein externer Kostenträger 
nicht aufkommt. 

Zuwendungsempfänger 

3.1 Zuwendungsempfänger sind die Freien Träger der Wohlfahrtspflege, 
Maßnahmen der Täterarbeit anbieten. 

3.2 Zuwendungsempfänger können auch juristische Personen des privaten 
und öffentlichen Rechts mit Ausnahme von Gebietskörperschaften sein, 
die aufgrund ihrer AufgabensteIlung und ihrer Erfahrung zur Durchfüh­
rung der Maßnahmen geeignet erscheinen. 

3.3 Der Kreis der Zuwendungsempfänger beschränkt sich derzeit auf 

- Arbeiterwohlfahrt Düsseldorf - Familienglobus 

- Caritasverband Duisburg 

- Caritasverband Mettmann 

Diakonie Düsseldorf 

Diakonisches Werk des Kirchenkreises Wesel 

Komm An Fachstelle für Gewaltprävention und Beratung Wuppertal 

- SKM - Katholischer Verein für soziale Dienste in Krefeld e.V. 

Sozialdienst Katholischer Männer Neuss e.V. 

Sozialdienst Katholischer Männer und Frauen in Heinsberg 

- "Zukunft ohne Zoff' Förderverein für ein gewaltfreies Miteinander im 

Brücke e. - Projekt Gelsenkirchen 



ZU 

rU:::H ... rU:::~n Arbeitskreisen zusammen und kooperieren mit 
Mitte gewählten Sprecher. 

1 Soweit JustizsteIlen beteiligt sind (z. Bewährungshilfe, Gerichtshilfe, 
Führungsaufsichtsstelle, Staatsanwaltschaften, Gerichte), haben die 
wendungsempfänger die Zusammenarbeit mit diesen Stellen zu gewähr­
leisten. Anfrage dieser Stellen ist ihnen über Mitwirkung und Wahr­
nehmung durch die Klienten zu berichten. 

4.2 Um die Qualität von Täterarbeitseinrichtungen abzusichern, haben 
Zuwendungsempfänger folgende Grundlagen zu gewährleisten: 

1 mindestens zwei Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter, 

4.2.2 geeignete Räume und Ausstattung (z. B. Beratungsraum, Grup­
penraum), 

4.2.3 Supervision und 

Verwaltungsstrukturen . 



1 

gewaltspezifische 
Bundesarbeitsgemeinschaft Täterarbeit 

4.3.3 regelmäßige Fort-, Weiterbildung und Supervision und 

in der Gruppenleitung. 

Qualifikationen sind nachzuweisen. 

der Projektförderung. 

pensitzung pro Person € (netto = 50,- €) ßli"o:!'II'''5I'II1', ........ 

5.2 Die Zuwendung wird als Anteilfinanzierung des zu erfüllenden Zwecks 
gewährt (bis zu 90 % Landesmittel; mindestens 1 0 % Eigenanteil). 

5.3 Förderungsfähig sind die Personal- und Sachausgaben, die für die 
Durchführung der unter Ziffer 2 näher bezeichneten Projektmaßnahme 
notwendig sind. Eine Bagatellförderung kommt nicht in Betracht. 



1 Qualifikation des emlaesel:ztE~n ..., .. = ... 'C., ..... .,r:> 

6.1 dem Personaleinsatz je Aufgabengebiet (Zahl und zeitlicher 

Umfang), 

6.1 der Anzahl der Teilnehmer an Täterprogrammen im laufenden 

Jahr, die ein solches begonnen, abgebrochen oder abge­

schlossen haben, 

6.1 der Anzahl der Teilnehmer an Täterprogrammen nach dem 

Anlass für die Teilnahme, 

6.1.6 der Anzahl der Teilnehmer an Täterprogrammen nach Art der 

geleisteten Sitzungen (Gruppensitzung oder Einzelberatung) 

6.1 Zahl der Unterstützungs- und 

deren Art (Gruppen oder 

vorzulegen. 

6.2 Als Anlagen zum Tätigkeitsbericht sind vorzulegen: 

6.2.1 eine knappe Darstellung der Ausgangssituation vor der Förde­

rung, 

zur 



7.1 

- den 

Maßgeblich für das Zuwendungsverfahren sind die §§ 23 der 

Landeshaushaltsordnung und die sie ergänzenden Verwaltungsvorschrif­

ten nebst Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 

jektförderung. 

7.2 Bewilligungsbehörde ist der/die Präsident/-in des Oberlandesgerichts, in 

dessen/deren Bezirk der Zuwendungsempfänger seinen Sitz hat. 

Anträge auf Gewährung einer Zuwendung zur Projektförderung sind un­

ter Verwendung des eingeführten Antragsmusters (zu vgl. die Anlagen 

der Verwaltungsvorschriften zu § schriftlich 

Projektbeschreibung und einem Finanzierungsplan an die Bewilligungs­

behörde zu richten. 

7.3 Die Bewilligungsbehörde erteilt dem Maßnahmeträger einen Zuwen­

dungsbescheid nach dem eingeführten Muster (zu vgl. die Anlagen der 

Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO). 

7.4 Die Auszahlung der Zuwendung richtet sich nach den Regelungen des 

Zuwendungsbescheides. 

Die Bewilligungsbehörde hat den Verwendungsnachweis nach dem 

zu 
§ 



standskraft des Zuwendungsbescheides 

lung beschleunigen, wenn er der Bewilligungsbehörde gegenüber 

lieh erklärt, dass er von verzichtet. 

Diese Bewirtschaftungsgrundsätze gelten das Jahr 2015. 


